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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Die Lage auf dem Arbeitsmarkt 


Der Bundestag wolle beschließen: 

A. 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die wirtschaftliche Lage in der Bundesrepublik 
Deutschland am Beginn des Jahres 1988 ist nach wie 
vor labil. Nach nur einem mäßigen Wirtschaftswachs- 
tum seit 1982 hat die Konjunkturentwicklung seit dem 
Herbst 1986 deutlich an Schwung verloren. Der ohne- 
hin nur schwache Beschäftigungsanstieg ist in den 
vergangenen Monaten zum Erliegen gekommen. Die 
Zahl der Arbeitslosen stieg 1987 um 14 000, und für das 
laufende Jahr werden bis zu 12500 mehr Arbeitslose 
zusätzlich erwartet. Mit rd. 2,3 Millionen registrierten 
Arbeitslosen und über 1 Million nicht registrierten 
Arbeitslosen gerät die Bundesrepublik Deutschland in 
einen Konjunkturabschwung. 

Das Scheitern der Wirtschafts-, Finanz- und Beschäf- 
tigungspolitik der Kohl-Regierung ist offenkundig. Die 
Bundesregierung hat kein Konzept, um der krisenhaf- 
ten Entwicklung wirkungsvoll zu begegnen. Sie ist 
hilflos und ratlos. Darüber hinaus sind die Koalitions- 
parteien sich über den weiteren Weg in der Wirt- 
schafts-, Finanz- und Beschäftigungspolitik uneinig 
und zerstritten. Jetzt ist ein wirtschaftspolitischer Kurs- 
wechsel nötig bei uns, aber auch bei den eng mit uns 
verflochtenen europäischen Partnerstaaten. Europa 
muß stärkere Anstrengungen zur Stärkung seiner bin- 
nenwirtschaftlichen Expansion unternehmen, damit 
die katastrophale Arbeitslosigkeit von 17 Millionen 
Menschen in Europa nicht noch weiter ansteigt. Stär- 
kere binnen wirtschaftliche Anstrengungen sind auch 
der Beitrag, den Europa für eine Stützung des weltwirt- 
schaftlichen Wachstumsprozesses leisten muß. Wir for- 
dern nicht, daß die Bundesregierung Lokomotive wird 
für die Weltwirtschaft, aber wir fordern, daß die Bun- 
desrepublik Deutschland ihre Verantwortung als domi- 
nierende Wirtschaftsmacht für ganz Europa wahr- 
nimmt. Vorrangig muß es um mehr Investitionen zur 
Schaffung von Arbeitsplätzen gehen. Um die Investi- 
tionstätigkeit anzuregen, müssen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland und in Europa die Geldpolitik und 


vor allem auch die Fiskalpolitik auf eine koordinierte 
qualitative Expansionspolitik ausgerichtet werden. 


B. 

Der Deutsche Bundestag nimmt die nachfolgend dar- 
gestellte Lage und Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt 
zur Kenntnis: 

/. Einleitung 

Die wirtschaftliche Lage in der Bundesrepublik 
Deutschland am Beginn des Jahres 1988 ist äußerst 
labü. Nach nur einem mäßigen Wirtschaftswachstum 
seit 1982 hat die Konjunkturentwicklung seit dem 
Herbst 1986 deutlich an Schwung verloren und ist 
zwischenzeitlich in eine Stagnationsphase einge- 
mündet. 

Der ohnehin nur schwache Beschäftigungsanstieg ist 
in den vergangenen Monaten zum Erliegen gekom- 
men. Die Zahl der Arbeitslosen stieg 1987 um 14 000, 
und für das laufende Jahr werden bis zu 12 500 mehr 
Arbeitslose zusätzlich erwartet. Mit rd. 2,3 Millionen 
registrierten Arbeitslosen und über 1 Million nicht 
registrierten Arbeitslosen gerät die Bundesrepublik 
Deutschland in einen Konjunkturabschwung. 

Die wirtschafltiche Erholung wie auch die Beschäf- 
tigungsentwicklung der letzten Jahre war bei weitem 
zu schwach, um die kritische Lage auf dem Arbeits- 
markt zu entschärfen. Seit 1982 ist die Zahl der Ar- 
beitslosen um fast eine halbe Million angestiegen. Die 
Zahl der abhängig Beschäftigten - 1982 lag sie bei 
22,44 Millionen - liegt trotz wirtschaftlicher Erholungs- 
phase der letzten Jahre heute nur unwesentlich höher 
als zum Tiefpunkt der konjunkturellen Entwicklung. 
Die Bundesregierung feiert das sechste Jahr des Auf- 
schwungs, dabei muß sie gleichzeitig zugeben, daß die 
Arbeitslosigkeit im Jahresdurchschnitt weiter zuneh- 
men wird. In sechs Jahren eines Aufschwungs hat die 
Bundesregierung eine Arbeitslosenzahl erreicht, die 
seit dem Konjunkturhoch 1980 um 1,4 Millionen ge- 
stiegen ist. Auch die Beschäftigung ist noch um 300 000 
niedriger als 1980. 
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Zahl der Arbeitslosen in Tausend von 1980 bis 1987 


Jahr 

Arbeitslose 

Veränderungen 

1980 

889 

+ 13 

1981 

1 272 

+ 383 

1982 

1 833 

+ 561 

1983 

2 258 

+ 425 

1984 

2 266 

+ 8 

1985 

2 304 

+ 38 

1986* 

2 260 

- 44 

1987* 

2 274 

+ 14 


Der angebotspolitische Kurs der Bundesregierung - 
das machen diese Zahlen überdeutlich - ist völlig 
gescheitert. Die Zauberformel: „Mehr Gewinne = 
mehr Investitionen = mehr Arbeitsplätze " , mit der die 
Bundesregierung Arbeitslose wie Öffentlichkeit über 
Jahre hinweg vertröstet hatte, ist nicht auf gegangen. 
Die Bundesregierung hat im Glauben an diese Zauber- 
formel die Einkommen zugunsten der Unternehmen 
und der Vermögensbesitzer radikal umverteilt, sie 
drängte die Gewerkschaften zur Mäßigung bei den 
Löhnen und entlastete durch ihre Steuerpolitik vorran- 
gig die Unternehmer, Besserverdienende und Vermö- 
gensbesitzer. Noch nie in einem Aufschwung der 
Nachkriegszeit stiegen die Gewinne der Unternehmen 
und die Erträge der Vermögensbesitzer so stark wie in 
diesem Aufschwung. Noch nie in einem Aufschwung 
bekamen die Arbeitnehmer, Rentner und Sozialein- 
kommensempfänger so wenig vom Leistungszuwachs 
unserer Wirtschaft wie diesmal. 

Trotz dieser gigantischen Umverteilung von unten 
nach oben blieb die Investitionstätigkeit der Unterneh- 
men so flau wie nie zuvor. Die Bruttoanlageinvestitio- 
nen der Unternehmen nahmen von 1983 bis 1986 jah- 
resdurchschnittlich real um 2,2 Prozent zu. Zum Ver- 
gleich: Im Aufschwung 1976 bis 1979 legten sie um 
6 Prozent zu. Die Unternehmen engagierten sich in 
den achtziger Jahren stärker in Geld- als in Sachkapi- 
tal. Nach Berechnungen des Instituts der deutschen 
Wirtschaft erwirtschafteten deutsche Unternehmen im 
Durchschnitt der Jahre 1980 bis 1986 rund 40 Prozent 
ihres Gewinns aus Finanzanlagen. Folge der Investi- 
tionszurückhaltung der Unternehmen sind der be- 
scheidene Beschäftigungsanstieg und die anhaltend 
hohe Arbeitslosigkeit. 

Die Lohnzurückhaltung der Gewerkschaften, die Kür- 
zungen bei den Sozialeinkommen haben sich somit 
nicht bezahlt gemacht. Die Unternehmen — jedenfalls 
diejenigen, die in den letzten Jahren gut verdienten - 
haben hohe Finanzanlagen ansammeln können, waren 
aber nicht bereit, diese Mittel in der Bundesrepublik 
Deutschland zu investieren. Statt dessen hielten sie 
immer mehr Ausschau nach rentablen Investitions- 
möglichkeiten im Ausland oder kauften Unternehmen 
in der Bundesrepubük Deutschland auf. Die Angebots- 
politik der Bundesregierung hat also die Bildung von 
Finanzanlagen und den wirtschaftlichen Konzentra- 


* Einschließlich der Fälle § 105 c AFG (In der offiziellen 
Statistik nicht mehr enthaltene ältere Arbeitslose). 


tionsprozeß gefördert, aber das Ziel, mit mehr Investi- 
tionen mehr Arbeitsplätze zu schaffen, wurde verfehlt. 

Selbst in ihrem Jahreswirtschaftsbericht 1988 stellt die 
Bundesregierung fest, daß 1988 drei der vier gesamt- 
wirtschaftlichen Ziele des Stabilitäts- und Wachstums- 
gesetzes eklatant verletzt werden: 

— bei rund 2,3 Millionen Arbeitslosen kann selbst bei 
bestem Willen nicht von einem „hohen Beschäfti- 
gungsstand" gesprochen werden; 

— das „außenwirtschaftliche Gleichgewicht" existiert 
bei den bekanntermaßen enorm hohen Überschüs- 
sen der Bundesrepublik Deutschland ebenfalls 
nicht; 

— auch ein „angemessenes und stetiges Wirtschafts- 
wachstum" wird verfehlt. 

Das Scheitern der Wirtschafts-, Finanz- und Beschäfti- 
gungspolitik der Kohl-Regierung ist offenkundig und 
kann nur noch durch rhetorische Verdrehungen und 
statistische Tricks mühsam verdeckt werden. Die Bun- 
desregierung hat kein Konzept, um der krisenhaften 
Entwicklung wirkungsvoll zu begegnen. Sie ist hilflos 
und ratlos. Darüber hinaus sind die Koalitionsparteien 
sich über den weiteren Weg in der Wirtschafts-, 
Finanz- und Beschäftigungspolitik uneinig und zer- 
stritten. 

Jetzt ist ein wirtschaftspolitischer Kurswechsel nötig 
bei uns, aber auch bei den eng mit uns verflochtenen 
europäischen Partnerstaaten. Europa muß stärkere 
Anstrengungen zur Stärkung seiner binnen wirtschaft- 
lichen Expansion unternehmen, damit die katastro- 
phale Arbeitslosigkeit von 17 Müüonen Menschen in 
Europa nicht noch weiter ansteigt. Stärkere binnen- 
wirtschaftliche Anstrengungen sind auch der Beitrag, 
den Europa für eine Stützung des weltwirtschaftlichen 
Wachstumsprozesses leisten muß. Wir fordern nicht, 
daß die Bundesregierung Lokomotive wird für die 
Weltwirtschaft, aber wir fordern, daß die Bundesrepu- 
bük Deutschland ihre Verantwortung als dominie- 
rende Wirtschaftsmacht für ganz Europa wahmimmt. 
Vorrangig muß es um mehr Investitionen zur Schaf- 
fung von Arbeitsplätzen gehen. Um die Investitions- 
tätigkeit anzuregen, müssen in der Bundesrepubük 
Deutschland und in Europa die Geldpoütik und vor 
aüem auch die Fiskalpoütik auf eine koordinierte 
quaütative Expansionspoütik ausgerichtet werden. 


II. Die Wirtschaftliche Lage 1988 

Seit die außenwirtschaftüche Schönwetterperiode vor- 
bei ist, leidet der Aufschwung an Atemnot, und jetzt 
geht ihm die Luft aus. 1984 und 1985 verdankten wir 
die Hälfte unseres Wachstums dem durch den DoHar- 
Höhenflug geförderten Exportboom. Mehr als die 
Hälfte unseres Wachstums 1986 verdankten wir dem 
Kaufkraftschub durch den Ölpreissturz und dem Roh- 
stoffpreisverfaü. Auch 1987 hat dieser Kaufkraftschub 
noch den privaten Konsum gestützt. Jetzt aber wird das 
Versagen des wirtschaftspoütischen Kurses der Bun- 
desregierung offenkundig. 
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1. Die Bankrotterklärung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung projektiert für 1988 ein reales 
Wirtschaftswachstum von 1,5 bis 2%. Berücksichtigt 
man den „statistischen Wachstumsüberhang" von ca. 
1 % am Ende 1987, so bedeutet dies in Wahrheit nur 
noch ein Wachstum von 0,5 bis 1 % im Verlauf des 
Jahres 1988. Schon 1987 stieg das Bruttosozialprodukt 
im Jahresverlauf nur noch um ca. 1 %. Nur wegen des 
Wachstumsüberhangs am Ende 1986 (0,8% des BSP) 
kam noch ein Wachstum von 1,7% heraus. 1988 
wächst unsere Wirtschaft nach der Zielprojektion der 
Bundesregierung demnach zur Hälfte nur noch stati- 
stisch. Mehr als die Hälfte unseres Wachstums 1987 
war ebenfalls nur statistisches Wachstum. Zeiten mit 
solch geringen Wachstumsraten galten in früheren 
Jahren als Stagnations- und Schwächephasen. Für die 
Regierung Kohl aber zählt offenbar alles, was über 
Null liegt, als „Fortsetzung des Aufschwungs". 

Die Wachstumsziffer der Bundesregierung für 1988 ist 
eine Zielprojektion. Im Jahreswirtschaftsbericht 1987 
bemerkt die Bundesregierung hierzu: „Anders als eine 
Status-quo- Prognose muß eine Zielprojektion berück- 
sichtigen, was die Wirtschaftspolitik sich vorgenom- 
men hat und sich nötigenfalls noch vornehmen kann, 
um eine günstige Entwicklung wahrscheinlicher zu 
machen. Zielprojektionen sollen keine unrealistischen 
Ziele setzen; das schließt jedoch eine ehrgeizige, noch 
im Wahrscheinlichkeitsrahmen liegende und im ge- 
samtwirtschaftlichen Kreislaufzusammenhang konsi- 
stente Schätzung im einzelnen nicht aus." Mit anderen 
Worten heißt dies: Mehr als 1,5 bis 2 % Wachstum hat 
sich die Wirtschaftspolitik der Bundesregierung nicht 
vorgenommen, sie hält dies schon für „ehrgeizig", und 
wenn es weniger werden sollte, muß dies eben hinge- 
nommen werden. 

Dies ist die Bankrotterklärung der Bundesregierung 
gegenüber der größten wirtschaftspolitischen und 
gesellschaftspolitischen Herausforderung, der Be- 
kämpfung der Massenarbeitslosigkeit. Die Arbeitslo- 
sigkeit, die schon 1987 im Jahresverlauf um 70000 
Personen gestiegen ist, wird 1988 weiter zunehmen. 
Nach Schätzung der Bundesregierung wird es eine 
„leichte Zunahme" geben, nach Schätzungen des In- 
stituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung eine 
Zunahme um ca. 120000. Dieser Anstieg geht von 
einem Sockel aus von zuletzt fast 2,3 Millionen regi- 
strierten Arbeitslosen und mehr als 1 Million nichtregi- 
strierten Arbeitslosen. 


2. Verdrängte Risiken 

Die Schätzungen und Annahmen des Jahres Wirt- 
schaftsberichts 1988 klammem alle Risiken aus: 

— Der private Konsum soll Stütze der Konjunktur 1988 
sein (Wachstum: 2,5 bis 3,5% real) - unterstellt 
wird, daß die Sparquote auf dem Niveau von 1987 
verharrt - zunehmende Verunsicherung durch den 
eklatanten Mangel an Fühmng in Bonn und weiter 
steigende Arbeitslosigkeit könnte leicht zu einer 
höheren Sparneigung führen. 


— Die Ausrüstungsinvestitionen sollen real um 2 bis 

3 % zunehmen - die vom IFO-Institut im Dezember 
1987 festgestellte Verschlechterung des Geschäfts- 
klimas könnte durchaus zu einer Revision der Inve- 
stitionspläne nach unten führen. 

— Die Bauinvestitionen sollen um 0,5 bis 1,5% real 
zunehmen - die Baubranche selbst ist skeptischer. 

— Die staatlichen Bauinvestitionen sollen ebenfalls um 
l A bis 1 % real wachsen - von dem Konjunkturpro- 
gramm vom 2. Dezember 1987, mit dem der Bun- 
deswirtschaftsminister ursprünglich 40 bis 60 Mrd. 
DM an Investitionen über die nächsten drei Jahre 
mobilisieren wollte, erhofft sich die Bundesregie- 
rung heute offenbar selbst so gut wie keine Anstöße 
mehr. 

— Der Export soll real um 1,5 bis 2,5 %, der Import um 

4 bis 5 % steigen und der Außenbeitrag soll um 5 bis 
9 Mrd. DM auf 100 bis 104 Mrd. DM zurückgehen. 
Die Bundesregierung unterstellt dabei, daß die 
Deutsche Mark 1988 real nicht weiter auf gewertet 
wird - wahrscheinlicher ist, daß es anders kommt. 

3. Außenwirtschaftliche Flanke weit offen 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die 100- 
prozentige Aufwertung der DM gegenüber dem Dollar 
seit Frühjahr 1985 bereits weitgehend verkraftet ist, 
daß der Dollar sich auf dem jetzigen Niveau stabilisiert 
und im Europäischen Währungssystem annähernd 
Ruhe herrschen wird. Das ist jedoch eine Illusion. 

Wenn die Bundesregierung glaubt, der deutsche 
Außenhandelsüberschuß werde nur geringfügig, um 5 
bis 9 Mrd. DM zurückgehen, dann befindet sie sich 
damit in einem klaren Konflikt zu dem Ziel der USA 
und der Erwartung der Devisenmärkte auf eine 
raschere Rückführung des amerikanischen Außenhan- 
delsdefizits. Sie befindet sich auch in einem Konflikt zu 
dem Ziel unserer europäischen Handelspartner, das 
Anwachsen ihrer Leistungsbüanzdefizite im Jahre 
1988 in Grenzen zu halten. Wenn der Abbau des ame- 
rikanischen Leistungsbüanzdefizits nicht schneller 
voran kommt als bisher, dann bleibt der Dollar weiter- 
hin unter Druck. Und wenn, wie es die OECD progno- 
stiziert, unsere europäischen Partner zunehmend in 
höhere Defizite bei ihrer Leistungsbüanz rutschen, 
dann wird eine Aufwertung der DM im EWS kaum 
mehr zu vermeiden sein. Beides führt aber zu einer 
weiteren Abschwächung der Exportchancen unserer 
Wirtschaft. 


4. Anhaltende Verunsicherung 

Die Bundesregierung trägt durch ihre konfuse Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik weiterhin kräftig zur Verun- 
sicherung von Wirtschaft und Verbrauchern bei. Die 
quälende Diskussion über die Steuerreform, bei der 
zunehmend die Finanzierung wegrutscht; die Diskus- 
sion über die Quellensteuer, die täglich neu den Kapi- 
talmarkt verunsichert; die mangelnde Aufrichtigkeit 
über das rapide Anwachsen der Staatsverschuldung; 
die Verunsicherung durch die Ankündigung der Ver- 
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brauchsteuererhöhungen: All dies ist für die Konjunk- 
tur absolut kontraproduktiv. 

5. Die wirtschaftspolitische Bilanz negativ 

Nach der außenwirtschaftlichen Schönwetterperiode 
wird das Versagen des wirtschaftspolitischen Kurses 
der Bundesregierung offenkundig. Sie hat sich zu 
lange und völlig einseitig auf den Export verlassen und 
keine tragfähigen Konzepte zur Überwindung der 
Krise auf dem Arbeitsmarkt entwickelt. 

Die wirtschaftspolitische Bilanz der Bundesregierung 
ist deshalb eindeutig negativ: 

Erstens: Der Plan der Bundesregierung, die Arbeits- 
losigkeit durch Wirtschaftswachstum und durch nichts 
als Wirtschaftswachstum abzubauen, ist gescheitert. 
Nach den Jahren des „Aufschwunges“ ist die Zahl der 
Arbeitslosen heute um fast eine halbe Milhon höher als 
im Tiefpunkt der Weltrezession 1982. 

Zweitens: Der Glaube der Bundesregierung, ein ver- 
haltener Aufschwung werde um so länger andauem, 
hat sich als Illusion erwiesen. Aus dem versprochenen 
„Daueraufschwung" wird nichts. Die Stagnation hat 
längst begonnen, der Abschwung kündigt sich an. 

Drittens: Der einseitig angebotspolitische Kurs der 
Bundesregierung ist völlig gescheitert. Die Zauberfor- 
mel der Bundesregierung „mehr Gewinne führen auto- 
matisch zu mehr Investitionen, und dies hat mehr 
Arbeitsplätze zur Folge", hat ihre Wirkung verloren. 
Noch nie in der Nachkriegszeit gab es in einem Auf- 
schwung ein derartiges Wachstum der Unternehmens- 
gewinne, noch nie gab es gleichzeitig eine so geringe 
Zunahme der Untemehmensinvestitionen, Wenn der 
Bundesfinanzminister, dem die Löhne wie allen seinen 
Kabinettskollegen früher nicht niedrig genug sein 
konnten, seit einem Jahr die Kaufkraft der Löhne als 
Konjunkturstütze entdeckt hat, dann ist das das regie- 
rungsamtliche Eingeständnis für das Versagen der 
eigenen wirtschaftspolitischen Logik. 

Viertens: Mit dem Ende der außenwirtschaftlichen 
Schönwetterperiode ist es auch vorbei mit der Haus- 
haltskonsolidierung. Jahrelang hatte die Bundesregie- 
rung die Rückführung der Defizite als Stärkung der 
Wachstumskräfte ausgegeben; jetzt muß sie erklären, 
die Hinnahme eines höheren Defizites 1988 diene der 
der „Stützung der Konjunktur". Jetzt sind die Kassen 
des Bundes leer - in einer Zeit, in der Handlungsbedarf 
in der Wirtschaftspolitik unabweisbar geworden ist. 

Fünftens: In der Struktur- und Regionalpolitik hatte die 
Bundesregierung darauf vertraut, daß ein Dauerauf- 
schwung eines Tages auch die Regional- und Struktur- 
konflikte entschärfen würde. Sie hatte auf Maßnahmen 
zur Beschleunigung der notwendigen Strukturanpas- 
sungsprozesse und zur Schaffung der dringend benö- 
tigten Ersatzarbeitsplätze verzichtet. Jetzt, wo dem 
Aufschwung die Luft ausgeht, brechen die alten Struk- 
turkrisen im Stahl-, Werften- und Kohlebereich wieder 
auf, und die Bundesregierung hat keinerlei Vorstel- 
lung, wie sie diese Probleme bewältigen soll. Die 
Republik verfällt immer mehr in wirtschaftsstarke und 


wirtschaftsschwache Regionen. Im Jahreswirtschafts- 
bericht gibt es keinen Ansatzpunkt zur Bekämpfung 
der Strukturkrisen. 


III. Zur Entwicklung des Arbeitsmarktes 

I. Vor einem weiteren Anstieg der Massenarbeits- 
losigkeit 

Die Massenarbeitslosigkeit hat 1987 noch einmal 
leicht zugenommen. Im Jahresdurchschnitt waren 
(einschließlich der in der offiziellen Statistik nicht 
mehr mitgezählten älteren Arbeitslosen) 2 274 000 
Arbeitslose bei den Arbeitsämtern gemeldet; 1986 
waren es 14 000 weniger. Im Jahr 1982 wurden 
durchschnittlich 1833 000 registriert. Die Zahl der 
gemeldeten Arbeitslosen hat also seit der „Wende" 
um 441000 zugenommen. Nach wie vor wird das 
Defizit an Arbeitsplätzen noch durch die stille 
Reserve von rund 1,3 Mio. vergrößert. 

Von 1986 auf 1987 hat sich die Zahl derjenigen, die 
vom Arbeitsamt keinerlei Leistungen erhielten, 
weder Arbeitslosengeld noch Arbeitslosenhilfe, 
nicht verändert. Es waren 1986 wie 1987 38 %. 

Durch die Verlängerung der Arbeitslosengeldbe- 
zugsdauer ist im Jahr 1987 der Anteü der Arbeits- 
losengeldempfänger leicht gestiegen (37% statt 
35% im Vorjahr), der Anteil der Arbeitslosenhü- 
feempfänger entsprechend gesunken (25 statt 27 % 
im Vorjahr). Es muß jedoch daran erinnert werden, 
daß der Anteil der Arbeitslosengeldempfänger 1982 
noch bei 51 % lag und damals nur 16 % der Arbeits- 
losen Arbeitslosenhilfe bezogen. 

Die Zahl der gemeldeten Arbeitslosen (einschließ- 
lich der Fälle § 105 c AFG) hat zwar 1987 nur um 
14 000 zugenommen, die Entwicklung im Jahresver- 
lauf war aber schlechter als diese Zahl zum Aus- 
druck bringt: Während im ersten Quartal 1987 das 
Niveau der Arbeitslosigkeit das des ersten Quartals 
1986 noch um 4% unterschritt, lag es im zweiten 
Quartal nur um 1 % unter der Vergleichszeit des 
Vorjahres. Im Durchschnitt des dritten Quartals ging 
die Arbeitslosigkeit bereits um 2 % über den Stand 
von 1986 hinaus und lag im letzten Vierteljahr schon 
gut 3 % über dem Vorjahresniveau. Es ging also mit 
steigender Massenarbeitslosigkeit in das neue Jahr 
1988 hinein. Damit hat sich die Bundesregierung mit 
ihren Erwartungen für das Jahr 1987 gründlich 
getäuscht: Mitte Januar 1987 wurde vom Bundesmi- 
nisterium für Arbeit und Sozialordnung „prognosti- 
ziert", daß sich der „Abwärtstrend" der Arbeits- 
losenzahlen weiter stetig fortsetzen werde. 

Im Jahr 1987 hat sich die Lage für die besonderen 
Problemgruppen des Arbeitsmarktes, die eigentlich 
vorrangige Zielgruppen der Arbeitsmarktpolitik sein 
müßten, weiter verfestigt. 

50,5% der gemeldeten Arbeitslosen haben keine 
abgeschlossene Berufsausbildung, 49,5% verfügen 
dagegen über eine abgeschlossene Berufsausbil- 
dung, sei es, daß sie eine betriebliche Ausbildung 
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hinter sich haben oder eine Berufsfach- oder Fach- 
schule, Fachhochschule, Universität oder sonstige 
Hochschule besucht haben. Die immer wieder neu 
verbreiteten Behauptungen, „die" Arbeitslosen 
seien beruflich nicht qualifiziert, stimmen also nicht. 
Allerdings sind in nicht wenigen Fällen berufliche 
Fehlqualifikationen zu konstatieren, weil immer 
noch in Berufen ausgebildet wird, die nach den 
Erkenntnissen der Arbeitsmarktforscher nur geringe 
Zukunft haben - oder weil über den Bedarf hinaus 
ausgebildet wird. 

Der Anteü Älterer unter den Arbeitslosen nimmt 
ständig zu. Von 1986 auf 1987 stieg der Anteil 
Arbeitsloser im Alter von 55 bis 59 Jahren von 10,3 
auf 11,1 %. Die Arbeitslosenquote ist für die Alters- 
klasse 50 bis unter 55 Jahren zwischen 1982 und 
1987 von 5,2 auf 8,3% gestiegen, die der Alters- 
klasse 55 bis unter 60 Jahren von 7,8 auf 12,2 %. Von 
dieser Entwicklung sind die ausländischen Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer besonders betrof- 
fen: Während die Zahl deutscher Arbeitsloser im 
Alter von 55 bis 59 Jahren von 1986 bis 1987 um 
10 % stieg, nahm die der ausländischen Kolleginnen 
und Kollegen um 19,9 % zu. 

Entgegen der immer wieder verbreiteten Behaup- 
tung, die Arbeitsmarktsituation habe sich für die 
Jugendlichen und die jungen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer unter 25 Jahren wesentlich ent- 
spannt, kann man nur von einer sehr unterschiedli- 
chen Entwicklung sprechen: Während die Arbeitslo- 
sigkeit Jugendlicher unter 20 Jahren um rund 12 % 
zurückgegangen ist - die Lage auf dem Ausbü- 
dungsstellenmarkt hat sich in der Tat gegenüber 
den Vorjahren leicht entspannt, obwohl von einer 
ausgeglichenen Lage nach wie vor keine Rede ist 
und der für eine ordentliche Vermittlung in Ausbü- 
dungsplätze notwendige Überhang nicht in Sicht 
ist- hat sich die Lage für die Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer im Alter von 20 bis unter 25 
Jahren nur geringfügig verbessert. Die registrierte 
Arbeitslosigkeit dieser Altersklasse ist nur um 2 % 
zurückgegangen. Nach wie vor ist fast eine halbe 
Mülion junger Menschen arbeitslos gemeldet. 

Die durchschnittliche Dauer der Arbeitslosigkeit 
steigt immer weiter. Inzwischen dauert die Arbeits- 
losigkeit durchschnittlich 13 Monate; 1986 waren es 
12,5 Monate. Ein Wendepunkt ist nicht in Sicht. Für 
Arbeiterberufe stieg die durchschnittliche Dauer der 
Arbeitslosigkeit von 13,2 (1986) auf 13,7 (1987) 
Monate, für Angestelltenberufe von 11,4 auf 11,7 
Monate. Mit zunehmendem Alter steigt die Dauer 
der Arbeitslosigkeit rapide an. Das beginnt schon in 
der Altersklasse von 30 bis 34 Jahren. 13,4 % der 
256000 Arbeitslosen dieser Altersklasse sind inzwi- 
schen zwei Jahre und mehr arbeitslos. In der Alters- 
klasse 55 bis 59 Jahren sind inzwischen 34 % der 
Arbeitslosen zwei Jahre und mehr ohne Beschäfti- 
gung. 

Die Schwerbehinderten sind von diesem Ausgren- 
zungsprozeß einmal mehr besonders betroffen. Für 
diesen Personenkreis wurde eine Zunahme der 
Arbeitslosigkeitsdauer von 21,4 Monaten (1986) auf 


21,9 Monate (1987) festgestellt. 51,4% der arbeitslo- 
sen Schwerbehinderten sind länger als ein Jahr 
arbeitslos gemeldet. 

Die durchschnittliche Dauer der Arbeitslosigkeit ist 
für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ohne 
abgeschlossene Berufsausbüdung mit inzwischen 
14,4 Monaten höher als derjenigen, die eine abge- 
schlossene Berufsausbüdung ausweisen können. Für 
sie beläuft sich die durchschnittiiche Dauer auf 
„nur" 11,2 %. Dabei fällt auf, daß für Arbeitslose mit 
betrieblicher Ausbüdung die vergebliche Suche 
nach einem Arbeitsplatz mit durchschnittlich 11,6 
Monaten länger dauert als für diejenigen, die eine 
Berufsfachschule (9,4 Monate), Fachschule (9,5 
Monate), Fachhochschule (9,7 Monate) oder Hoch- 
schule/Universität (10,4 Monate) besucht haben. 

670 000 Arbeitslose sind jetzt länger als ein Jahr 
arbeitslos gemeldet, davon 338000 länger als zwei 
Jahre. Die Gesamtzahl wäre noch um rund 100 000 
höher, wenn nicht zwischenzeitlich die Statistik 
„bereinigt" worden wäre. Seit einigen Jahren wird 
nach kurzzeitiger Unterbrechung der Langzeitar- 
beitslosigkeit, z. B. durch eine Bildungsmaßnahme 
von wenigen Tagen oder eine Wehrübung, die 
Dauer der Arbeitslosigkeit neu gezählt. 

Festzuhalten ist: Der Umfang der Langzeitarbeitslo- 
sigkeit hat sich in den Jahren seit 1982 mehr als 
verdoppelt. 1982 waren 327 000 der Arbeitslosen 
länger als ein Jahr arbeitslos gemeldet, davon nur 
81 000 länger als zwei Jahre. 

Nach der von Vierteljahr zu Vierteljahr in 1987 sich 
verschlechternden Arbeitsmarktlage ist die „Eröff- 
nungsbüanz" für das Jahr 1988 mehr als bescheiden. 
Der für dieses Jahr prognostizierte Anstieg der 
Arbeitslosigkeit beläuft sich auf bis zu 125 000. Die 
Bundesregierung bleibt mit ihrer „Schätzung" von 
zusätzlich 40 000 Arbeitslosen weit darunter. Das 
Angebot an Arbeitskräften wird 1988 um plus 
120 000 Personen zunehmen. Das ist weniger als im 
Vorjahr. Ein demographisch bedingter Zuwachs ist 
kaum noch festzusteüen. Es macht sich aber eine 
weitere Zunahme der Erwerbsneigung von Frauen 
bemerkbar. Die Erwerbsbeteiligung der Frauen ist in 
der Bundesrepublik Deutschland ja bisher auch weit 
niedriger als in vergleichbaren entwickelten Indu- 
striestaaten. 


2. Frauenarbeitslosigkeit - Frauenerwerbstätigkeit 

2.1 Gegenläufige Entwicklung am Frauenarbeits- 
markt: Hohe Frauenarbeitslosigkeit bei Zunahme 
der Frauenerwerbstätigkeit 

a) Frauen arbeitslosigkeit 

Wie in Vorjahren überschritt die Frauenarbeitslosigkeit 
auch 1987 jahresdurchschnittlich die Millionengrenze. 
Der Frauenanteü an den offizieü erfaßten rund 2,3 
Millionen Arbeitslosen betrug mit 1052 455 Betroffe- 
nen 45,6%. Damit ist die Frauenarbeitslosigkeit im 
Vergleich zu 1986 noch um 4 % angestiegen. Seit Jah- 
ren Üegt die Arbeitslosenquote der Frauen um 2 bis 3 % 
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über derjenigen der Männer; Ende 1987 lag sie bei 
10,5 %, die der Männer bei 8,3 %. Daraus ist zu erse- 
hen, daß gemessen an dem Frauenanteü an den Er- 
werbspersonen, der mit etwa 11,4 Millionen erwerbstä- 
tiger Frauen auf 40 % angestiegen ist, die Frauen über- 
proportional hoch von der Arbeitsmarktmisere betrof- 
fen sind. 

Die Arbeitsmarktzahlen zu Beginn des Jahres lassen 
wenig Hoffnungen auf einen Abbau der Frauenarbeits- 
losigkeit zu. Der Januar 1988 brachte einen nochmali- 
gen Anstieg der offiziell erfaßten Arbeitslosigkeit im 
Vergleich zum Vormonat um 210445 auf über 2,5 Mü- 
lionen Menschen, von dem im hohen Maße Männer 
betroffen waren; jedoch wurden noch weitere 39307 
Frauen arbeitslos. Damit stieg die Frauenarbeitslosig- 
keit Anfang 1988 auf 1091762. Weiterhin liegt der 
Frauenanteü an den Arbeitslosen mit nunmehr 43,3 % 
über ihrem 40prozentigen Anteü an den Erwerbstäti- 
gen; ihre Arbeitslosenquote von 10,7% übersteigt 
immer noch die der Männer um 1,4%. Obwohl die 
Strukturkrise im Kohle-Stahl-Bereich überwiegend 
Männerarbeitsplätze vernichtet, sind Frauen weiterhin 
überproportional von Arbeitslosigkeit betroffen. Und 
sei es mittelbar, indem sie vorhandene Wünsche zum 
Eintritt oder zur Rückkehr in das Erwerbsleben nicht 
verwirklichen. Nach Vorausberechnungen des IAB 
(MittAB 4/87) wird diese „stüle Reserve“ der Erwerbs- 
willigen 1988 auf eine 1312 000 Menschen geschätzt; 
darunter 580 000 Frauen. 

Auch 1987 wurde die überwiegende Mehrheit der 
Frauen aus einem Arbeitsverhältnis erwerbslos, rund 
70000 wurden es nach Beendigung der Ausbüdung; 
zwischen 400 und 500 000 Frauen suchen nach unter- 
brochener Erwerb Stätigkeit oder erstmalig nach Zeiten 
überwiegender Kindererziehung den Weg in das Er- 
werbsleben. Bemerkenswert, aber wenig überra- 
schend ist, daß hauptsächlich Frauen im Alter von 
20-34 Jahren (etwa 488 000) arbeitslos wurden, also in 
einer Lebensphase, in der Erwerbsarbeit mit Familien- 
gründung zusammentrifft. 

Frauen sind durchschnittlich rund 7,5 Monate und 
damit einen Monat länger arbeitslos als Männer. Über 
die Hälfte aUer arbeitslos gemeldeten Frauen (526948) 
waren sechs Monate und länger arbeitslos. 

Bei Arbeitslosigkeit ist das Leistungsnetz für Frauen 
brüchiger als für Männer: entsprach der Frauenanteü 
an den Arbeitslosengeldbeziehern mit 40,1 % noch in 
etwa dem Frauenanteü an den Arbeitslosen, so waren 
nur 13,9% der Arbeitslosenhüfeempfänger weiblich. 
Arbeitslosenhüfe setzt Bedürftigkeit voraus, und da der 
Anteü verheirateter weiblicher Erwerbstätiger im Alter 
von 25 bis 35 Jahren bei 56,5% liegt, verbleibt der 
Familie immer noch ein „Ernährer“. 

Mehr Frauen (37,6%) als Männer (22,5%) erhalten 
überhaupt keine finanzieüe Hüfe. Weü Frauen im 
Lohnniveau im unteren Bereich liegen und öfter Teü- 
zeit arbeiten, erhalten sie auch deutlich geringere Lei- 
stungen als Männer. Für verheiratete Männer betrug 
das durchschnittliche Arbeitslosengeld im letzten Jahr 
1 369 DM pro Monat, für ledige 926 DM, verheira- 


tete Frauen erhielten im Schnitt 734 DM und ledige 
773 DM. 

Nachteilig wirkt sich die auf relativ wenige Tätigkeits- 
felder, vor allem im DiensÜeistungsbereich, konzen- 
trierte Berufswahl von Frauen aus. Über die Hälfte aller 
arbeitslosen Frauen (544 682 oder 53,2 %) übten Ange- 
steUtenberufe aus, während 21,9% der Männer aus 
diesen Berufen arbeitslos wurden. 

Mangelnde Qualifikation verschlechtert die Arbeits- 
marktchancen zusätzlich. Über eine Million der 
Arbeitslosen, darunter 516610 Frauen hatten keine 
abgeschlossene Beruf sausbüdung; daher waren sie 
durchweg längere Zeit ohne Erwerbsarbeit. 

Angesichts dieser Zahlen beeinträchtigen die Einspa- 
rungen der von der Bundesregierung durch zusätzliche 
Aufgaben in Finanznot getriebenen Bundesanstalt für 
Arbeit bei den beruflichen Fördermaßnahmen die 
Chancen zur Arbeitsaufnahme noch mehr. Zurückge- 
fahren werden vor aÜem die für Berufsrückkehrerin- 
nen so wichtigen Orientierungs- und Motivationsmaß- 
nahmen nach § 41 AFG. Damit wird den Frauen, die 
lange Zeit in der Famüie verbracht haben, die Chance 
genommen, sich über ihre Fähigkeiten für das Berufs- 
leben klar zu werden und daraus Berufswünsche zu 
entwickeln, die dann mit Hüfe gezielter berufsquaüfi- 
zierender Maßnahmen der Arbeitsförderung verwirk- 
licht werden könnten. 

Das Einfrieren der beruflichen Förder- und Arbeits- 
beschaffungsmaßnahmen auf dem erreichten Stand 
von 1986 bremst den in den letzten zehn Jahren er- 
reichten quantitativen Erfolg durch einen um fast 30 % 
gestiegenen Frauenanteü (1976: 26,4%, 1986: 53,9%) 
wird zum denkbar ungünstigsten Zeitpunkt. Qualitativ 
wurde mit Hüfe der beruflichen Fördermaßnahmen die 
struktureHe Benachteiligung von Frauen am Arbeits- 
markt und ihre Konzentration auf wenige geschlechts- 
typische Berufe fort ge schrieben. Die Mehrzahl der 
Frauen strebt eine Weiterbüdung in DiensÜeistungs- 
berufen und vor aUem Kurzzeitmaßnahmen von 3 bis 
18 Monaten an. Nur wenige traten in eine über drei 
Jahre sich erstreckende berufsqualifizierende Maß- 
nahme ein (Ende 1986: 476 Frauen aber 4 826 Männer). 
Es ist derzeit nicht absehbar, inwieweit solche beschei- 
denen Erfolge langfristig zurückgedrängt und Frauen 
nicht mehr im erforderlichen Maße in berufliche Bü- 
dungs- und Umschulungsmaßnahmen vermittelt 
werden. 

b) Frauenerwerbstätigkeit 

Die Bundesregierung verschleiert die Arbeitsmarkt- 
probleme von Frauen durch das beharrliche Verweisen 
auf quantitative Erfolge. Wie im Vorjahr profitierten 
die Frauen vom Beschäftigungszuwachs 1987 am mei- 
sten; 150000 Arbeitsplätze wurden neu geschaffen, 
davon nach Schätzungen 100000 für Frauen. Ver- 
schwiegen wird, daß über 80% des in den letzten 
Jahren erzielten Beschäftigungszuwachses bei Frauen 
mit einer Ausweitung von Teüzeitarbeit in jedweder 
Form, mit oder ohne arbeits- oder sozialrechtlichen 
Schutz, mit oder ohne planbare Arbeitszeiten erzielt 
wurde. Das von den erwerbstätigen Frauen erbrachte 
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Arbeitsvolumen (Summe der pro Jahr geleisteten Ar- 
beitsstunden) lag 1986 bei 12,99 Milliarden Arbeits- 
stunden und stieg nach letztbekannten Angaben bis 
1984 lediglich auf 13,12 Milliarden Stunden. Nicht 
mehr Arbeit wurde geschaffen, sondern vorhandene 
Arbeit auf mehrere Personen verteilt. Durch die Auf- 
splittung der Arbeitsverhältnisse bis weit unter die 
Sozialversicherungspflichtgrenze wird Frauenerwerbs- 
tätigkeit immer mehr zur Erwerbsarbeit zweiter Klasse. 
Vermutet wird, daß etwa 1,5 Millionen Frauen gering- 
fügige Bes chäftigungs Verhältnisse unterhalb der So- 
zialversicherungspflichtgrenze, sowohl in Privat- 
untemehmen als auch in bundeseigenen Unternehmen 
ausüben sowie in Heimarbeit, Schwarzarbeit oder mit 
Werk- oder auch Honorarverträgen beschäftigt sind. 
Sozialversicherungspflichtige Teüzeitarbeit mit allen 
Nachteüen für den beruflichen Aufstieg und der sozia- 
len Absicherung z. B. bei Arbeitslosigkeit oder im Alter 
üben mittlerweüe etwa 1,8 Millionen Frauen aus. Wie 
Berufsverlaufsuntersuchungen des IAB ergeben, keh- 
ren vor allem die Frauen, die aus familiären Gründen 
ihre Berufstätigkeit unterbrochen haben (64 % der 
befragten verheirateten erwerbstätigen Frauen) über- 
durchschnittlich oft in ein befristetes Arbeitsverhältnis 
oder in Teüzeitarbeit bis unter die Sozialversiche- 
rungspflichtgrenze ins Berufsleben zurück. Gerade die 
Mütter von Kleinkindern nehmen solche sog. flexiblen 
Arbeitsangebote an; ihr Anteü an den erwerbstätigen 
Frauen ist überdurchschnittlich hoch, insbesondere 
wenn das Familieneinkommen unter 2 000 DM monat- 
lich liegt. 

Für fast 30 % der weiblichen Erwerbsbevölkerung ist 
die eigene Erwerb Stätigkeit die wichtigste Quelle zur 
Sicherung des Lebensunterhalts. Der Anteü von 
Frauen, die ausschließlich vom Einkommen ihres „Er- 
nährers" leben, ist im Vergleich zu 1982 (50%) auf 
46,5 % gesunken. 

Fest steht, je höher die berufliche Qualifikation, desto 
stabüer die Berufsorientierung. Immerhin haben 
65,3 % der erwerbstätigen Frauen (5,6 Millionen) eine 
Berufsausbüdung abgeschlossen, 10,5 (rd. 1 Million) 
den Fachschul-, Hochschul- oder Fachhochschulab- 
schluß erworben. Nach IAB -Studien gibt jede zweite 
berufstätige Frau als Grund für die Unterbrechung 
ihres Berufslebens Heirat oder Kinderbetreuung an. 
Für die Frauen mit Hochschulabschluß hat dieser 
Grund mit 17 % geringere Bedeutung. Die gestiegene 
Qualifikation von Frauen bewirkt, daß sie später und 
häufiger erst nach der Geburt des ersten Kindes in das 
Erwerbsleben eintreten. Ihr besserer Verdienst ermög- 
licht ihnen die private Betreuung ihrer Kinder, wäh- 
rend die geringer verdienende erwerbstätige Mutter 
von Kleinkindern oft zur Sicherung der familiären Exi- 
stenz arbeiten muß. Für diese Gruppe schlägt sich der 
Mangel an ganztägigen Kinderbetreuungseinrichtun- 
gen und Ganztagsschulen eklatant im Verlust von 
arbeits- und sozialrechtlich geschützten Arbeitsver- 
hältnissen und ausreichender Absicherung im Alter 
nieder. 

2.2 Trotz wachsender Frauenerwerbstätigkeit weiter- 
hin Benachteiligung von Frauen am Arbeitsmarkt 

Die gestiegene Büdungsbeteiligung von Frauen sowie 


ihr quantitativ gestiegener Anteü an den Erwerbsper- 
sonen führte weder zur Überwindung des geschlechts- 
spezifisch geteüten Arbeitsmarktes noch zur Nivellie- 
rung geschlechtsspezifischer Unterschiede hinsichtlich 
der SteÜung im Beruf: 

Frauen verdienen bei gleichen Ausbüdungsvorausset- 
zungen und in vergleichbaren Berufspositionen durch- 
schnittlich erheblich weniger als Männer. Z. B. betrug 
der Brutto-Stundenverdienst eines Arbeiters 1986 in 
der Industrie 17,85 DM, der seiner KoHegin 13,04 DM. 
Ebenso gravierend ist der Verdienstunterschied im 
Angesteütenbereich; ein AngesteÜter verdiente im 
Schnitt 4 322 DM monatlich, eine Angesteüte 2 764 
DM; fünfmal so viele Angesteüte im Alter von 40 Jah- 
ren wie vergleichbare Frauen verdienten ein Bruttoein- 
kommen über 4 000 DM. 

Frauen in Führungspositionen sind in Privatunterneh- 
men und im Bereich des öffentlichen Dienstes sowie in 
aüen wichtigen geseüschaftlichen Bereichen eine Min- 
derheit von 0 bis 10%. Beamtinnen haben im Ver- 
gleich zu Angesteüten und Arbeiterinnen größere Auf- 
stiegschancen, die jedoch durch Teüzeitarbeit oder 
Dauer der Unterbrechung wegen Kinderbetreuung ge- 
mindert werden. 

Frauen konzentrieren ihre Berufswünsche auf wenige 
Tätigkeitsfelder; sie woUen hauptsächlich immer noch 
Verkäuferinnen, Arzthelferin, Friseusin, Bürogehüfin, 
Einzel- und Großhandelskauffrau werden. Gerade in 
diesen Berufen wird und wurde oft über den Bedarf 
ausgebüdet und Kenntnisse vermittelt, die sich kaum 
für andere Berufe verwerten lassen. In diesen Berufen 
ist die Arbeitslosigkeit am höchsten. Außerdem weisen 
aüe Daten darauf hin, daß die Mädchen und Frauen 
ihre Berufskarriere am Beschäftigungswachstum vor- 
bei planen und sie Gefahr laufen, den Anschluß an die 
„Berufe von Morgen" zu verlieren. Prognostizierte 
Beschäftigungszuwächse in der Industrie werden vor 
allem im High-Tech-Bereich erwartet. Zudem wird 
davon ausgegangen, daß die Elektronik sowohl in den 
Produktionsprozeß als auch in den Dienstleistungsbe- 
reich vordringt und bei Informations-, Beratungs- und 
Servicetätigkeiten künftig obligatorisch sein wird. Bis- 
lang sind Frauen im Produktionsbereich jedoch haupt- 
sächlich mit einfachen repetitiven Bearbeitungs- und 
Montagetätigkeiten und im Dienstleistungsbereich oft 
ebenfaüs mit einfacheren, routinisierbaren Tätigkeiten 
befaßt. Die weniger rationalisierungsanfälligen und 
zukunfts trächtigen Tätigkeiten im Produktionsbereich 
wie Planen, Leiten, Warten, Konstruieren sowie die 
Wachstumsbereiche in qualifizierter Sachbearbeitung, 
Management, Forschung und Entwicklung, Entschei- 
dungsvorbereitung werden überwiegend von Män- 
nern ausgeübt. Frauen müssen sich diese Tätigkeitsfel- 
der erst erobern. Mädchen und junge Frauen brauchen 
eine vielseitig verwendbare und flexibel einsetzbare 
Berufsausbüdung. Das Anstreben einer größtmög- 
lichen Berufsqualifikation sowie das Vertrautwerden 
mit Mikroelektronik sind wichtige, unverzichtbare 
Voraussetzungen, daß Frauen sich in Zukunft auf dem 
Arbeitsmarkt behaupten können. 
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3. Verschärfung der regionalen Arbeitsmarkt- 
disparitäten 

Die schwache gesamtwirtschaftliche Entwicklung und 
die damit einhergehende Massenarbeitslosigkeit 
haben auch zur Verstärkung der Unterschiede in den 
Arbeits- und Lebenschancen zwischen den Regionen 
des Bundesgebietes beigetragen. Es macht bei der 
Gefahr, arbeitslos oder von Armut betroffen zu werden, 
einen beträchtlichen Unterschied aus, wo man lebt. Die 
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse in den Regio- 
nen ist vor allem bei den Erwerbs- und Einkommens- 
möglichkeiten nicht gegeben. 

Die Disparitäten zwischen den regionalen Arbeits- 
märkten sind beträchtlich, das Gefälle von Niveau und 
Struktur von Arbeitslosigkeit und Beschäftigung 
bestimmt zunehmend die Probleme regionaler Ent- 
wicklung. Betroffen davon sind vor allem die Arbeit- 
nehmer, deren Lebensbedingungen von einem zufrie- 
denstellenden regionalen Angebot an Arbeitsplätzen 
abhängen. Anders als zu Zeiten hohen wirtschaftlichen 
Wachstums gibt es für sie heute auch nurmehr sehr 
eingeschränkt die Möglichkeit, durch Abwanderung in 
die Ballungsräume ihre Arbeitsmarkt chancen zu ver- 
bessern. 

Auf den regionalen Arbeitsmärkten treffen Angebot 
und Nachfrage nach Arbeitsplätzen zusammen. Ar- 
beitslosigkeit ist daher immer auch vor dem Hinter- 
grund einer regionalen Wirtschaftsentwicklung zu 
sehen, durch die nicht genügend Arbeitsplätze bereit- 
gestellt werden. Hier schlägt die schwache gesamt- 
wirtschaftliche Entwicklung auf die Struktur schwachen 
Regionen durch, ebenfalls aber auch die ausbleiben- 
den Erfolge der Regionalpolitik der Bundesregierung 
wie auch das Versagen der sektoralen Strukturpolitik. 

Die Regionen des Bundesgebietes kann man nach 
sozioökonomischen Merkmalen zu Typen zusammen- 
fassen. Problemregionen für die Regionalpolitik sind 
vor allem die altindustrialisierten Räume und die struk- 
turschwachen ländlichen Regionen. 

Die peripheren ländlichen Regionen sind die traditio- 
nellen Problemregionen des Bundesgebietes. Sie wie- 
sen immer schon eine überdurchschnittliche Arbeits- 
losigkeit auf. Für diese Regionen ist ein erheblicher 
Mangel an industriellen Arbeitsplätzen charakteri- 
stisch. Hinzu kommt, daß die existierenden gewerb- 
lichen Arbeitsplätze ein unterdurchschnittliches Quali- 
fikationsniveau aufweisen und durch die Rationalisie- 
rungsbemühungen der Unternehmen wie durch deren 
mangelnde Wettbewerbsfähigkeit und Konkurse ge- 
fährdet sind. In den ländlichen Regionen lag im Jahres- 
durchschnitt 1986, dem letzten Jahr, für das jahres- 
durchschnittliche Arbeitsmarktstrukturdaten räumlich 
gegliedert vorliegen, die Arbeitslosenquote bei 11%, 
von September 1981 bis September 1986 ist sie um 4,4 
Prozentpunkte gestiegen. Dabei ist in diesen Zahlen 
noch das Bayerische Alpenvorland enthalten, in dem 
1986 aufgrund der durch den Fremdenverkehr beding- 
ten günstigen Entwicklung die Arbeitslosenquoten nur 
knapp über 5 % lagen, während etwa in der Eifel 
doppelt und in Ostfriesland-Emsland fast dreimal so 
hohe Arbeitslosenquoten verzeichnet wurden. 


Die in den siebziger Jahren noch überwiegend prospe- 
rierenden Ballungsgebiete haben sich heute zum Teil 
selbst in Problemregionen verwandelt. Die sogenann- 
ten altindustrialisierten Räume, in denen sich schrump- 
fende Industriezweige wie die Montanindustrie oder 
der Schiffbau konzentrieren, leiden heute unter hoher 
struktureller Arbeitslosigkeit. In ihnen vor allem kon- 
zentrieren sich die arbeitsplatz vernichtenden Auswir- 
kungen des Strukturwandels. Die Krise der Industrie 
wird hier zu einer Krise der Regionalentwicklung und 
droht, die Wirtschaft ganzer Regionen zu veröden. Die 
altindustrialisierten Regionen wiesen 1986 mit 14,6 
Prozentpunkten die höchste durchschnittliche Arbeits- 
losenquote aller Regionstypen auf, damit übertrafen sie 
den Bundesdurchschnitt von 10,3 Prozentpunkten um 
fast die Hälfte. Es hat in diesen Regionen in den letzten 
Jahren eine krasse Verschärfung der Probleme auf 
dem Arbeitsmarkt gegeben, die - trotz der gleichzei- 
tigen Zunahme der Arbeitslosigkeit auch in den ande- 
ren Räumen des Bundesgebietes - besonders drama- 
tisch war. Von September 1981 auf September 1986 
stieg die Arbeitslosenquote hier um 6,6 Prozentpunkte 
an. Zu den betroffenen Regionen gehören die Montan- 
regionen Saarland und Ruhrgebiet, aber auch die 
norddeutschen Küstenregionen mit einem hohen 
Anteü an Schiffbau- Beschäftigten, so etwa Bremen. In 
diesen industriellen Krisenregionen entwickelt sich die 
Arbeitslosigkeit immer mehr auf die 20% -Marke zu 
und droht damit die traditionell hohe Arbeitslosigkeit 
in einzelnen ländlichen Problemgebieten zu erreichen. 
So wiesen im Dezember 1987 die Ruhrgebietsstädte 
Dortmund (17,3%) oder Duisburg (17,1%) wie auch 
Bremen (15,1%), Bremerhaven (15,3%) und Saar- 
brücken (15,7%) Arbeitslosenquoten in Rekordhöhe 
auf. Welche Belastung dies für die Region und ihre 
Menschen bedeutet, wird erst klar, wenn man die 
Zahlen plastisch übersetzt: Eine Arbeitslosigkeit von 
20 % bedeutet, daß in einer solchen Region jeder fünfte 
Arbeitnehmer ohne Arbeit ist. 

Den ländlichen und altindustrialisierten Problemregio- 
nen stehen solche prosperierenden Verdichtungsge- 
biete wie München, das Rhein-Main-Gebiet oder Stutt- 
gart gegenüber, die ein breites und wachsendes Ar- 
beitsplatzangebot vor allem für überdurchschnittlich 
qualifizierte Arbeitnehmer bereitstellen. In ihnen kon- 
zentrieren sich neben den Wachstumsbranchen der 
Wirtschaft und Forschungseinrichtungen vor allem 
auch die Unternehmenszentralen mit relativ krisen- 
sicheren Arbeitsplätzen. Als einziger Regionstyp des 
Bundesgebietes wiesen sie 1986 im Durchschnitt eine 
unterdurchschnittliche Arbeitslosenquote von 9,2 % 
auf, die zudem in den großen Dienstleistungszentren 
wie Frankfurt (6,6%) oder München (6,2%) noch 
erheblich niedriger war. Neben den bisher genannten 
Regionstypen gibt es im Bundesgebiet noch die sog. 
Regionen mit Verdichtungsansätzen, die in bezug auf 
die Arbeitsmarktsituation in etwa bundesdurchschnitt- 
lich abschnitten (Arbeitslosenquote: 10,2%). 

Der Anstieg der regionalen Arbeitslosigkeit hat die 
Risiken für die sog. Problemgruppen am Arbeitsmarkt 
vor allem in den altindustrialisierten, weniger in den 
ländlichen Regionen verschärft. Dies macht eine Be- 
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trachtung der Struktur des Arbeitsmarktes in diesen 
Räumen sehr deutlich. 

Der Anteil der Dauer arbeitslosen lag 1985 in den altin- 
dustrialisierten Gebieten bei fast 40 % und damit um 
ein Viertel über dem Bundesdurchschnitt. Gleichzeitig 
hat in diesen Regionen die Dauerarbeitslosigkeit in 
den Jahren 1983 bis 1985 auch am stärksten (-1- 16 f 8 
Prozentpunkte) zugenommen. In diesen Zahlen spie- 
gelt sich die Verringerung der Chancen in den altindu- 
strialisierten Räumen wider, nach der Arbeitslosigkeit 
erneut einen Arbeitsplatz zu finden. 

Darüber hinaus werden die regionalen Unterschiede in 
der Struktur der Arbeitslosen vor allem durch die 
unterschiedliche Betroffenheit einzelner Bevölke- 
rungsgruppen charakterisiert. So ist der Anteü der 
Jugendlichen an den Arbeitslosen vor allem in länd- 
lichen Gebieten besonders hoch (30%). In den Ver- 
dichtungsgebieten beträgt dieser Anteil hingegen nur 
24,1 Prozentpunkte; darin dürfte sich das in den Ver- 
dichtungsgebieten bessere schulische und betriebliche 
Ausbüdungsangebot ausdrücken, das die Arbeitslosig- 
keit etwas verringert. 

Demgegenüber weist der hohe Anteü der über 50jähri- 
gen Arbeitslosen in den altindustrialisierten Ballungs- 
gebieten (23,9%) im Jahr 1985 auf die Freisetzungen 
vor allem älterer Arbeitnehmer durch Betriebsstille- 
gungen und Belegschaftsverringerungen hin. Dabei ist 
zusätzlich zu berücksichtigen, daß ohne die Möglich- 
keit des vorzeitigen Ausscheidens aus dem Erwerbs- 
leben diese Zahlen sicher noch höher wären. In den 
ländlichen Regionen, in denen die Arbeitsmarktsitua- 
tion schon wesentlich länger als in den altindustriali- 
sierten Regionen schlecht ist, lag der Anteil der älteren 
Arbeitslosen mit 19,5 % niedriger. 

In fast allen Regionen tragen die Frauen die Hauptlast 
der Arbeitslosigkeit: Die regionalen Arbeitslosenquo- 
ten für Frauen lagen in nahezu allen Regionen über der 
entsprechenden Gesamtquote. 

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß im Durch- 
schnitt die altindustrialisierten Regionen und die länd- 
lich geprägten Regionen schwerwiegende Arbeits- 
marktprobleme aufweisen, während die Verdichtungs- 
gebiete und die Regionen mit Verdichtungsansätzen 
vergleichsweise besser dastehen. 

Die drastisch verschärften Arbeitsmarktprobleme in 
den altindustrialisierten und ländlichen Regionen füh- 
ren für die Menschen dort dazu, daß ihre Einkommens- 
möglichkeiten wesentlich unter denen anderer Regio- 
nen liegen und die Gefahr eines sozialen Abstiegs, 
etwa in die Sozialhüfe, erheblich zunimmt. 

Es gibt eine ganz deutliche Einkommenshierarchie der 
Regionen. So lagen die durchschnittlichen monatlichen 
Löhne und Gehälter je Industriebeschäftigten in den 
hochverdichteten Regionen im Juni 1985 bei 3 722 DM. 
Der Durchschnitt in den altindustrialisierten Regionen 
war mit 3 493 DM schon deutlich niedriger, und in den 
ländlichen Gebieten erreichte er mit 3 093 DM nur 
etwa 80% des Einkommensniveaus in den hochver- 
dichteten Regionen. Dies sind zudem noch Durch- 


schnittswerte, hinter denen sich eine Spannweite zwi- 
schen 5 181 DM und 2 162 DM verbirgt. Wie die kon- 
servativ-liberale Bundesregierung angesichts dieser 
regionalen Einkommensunterschiede eine weitere 
regionale Lohndifferenzierung fordern kann, wie sie 
dies im Jahreswirtschaftsbericht 1988 getan hat, ist 
unverständlich. Dieses Rezept hat seine regionalpoli- 
tische Untauglichkeit schon bewiesen, denn sonst 
müßten die regionalen Unterschiede schon beseitigt 
sein. Außerdem spricht dagegen, daß die höchsten 
Löhne sogar in den wachstumsstärksten Regionen 
gezahlt werden. Eine Absenkung der Löhne in den 
Problemregionen würde auch zur Abwanderung der 
dort besonders dringend benötigten qualifizierten 
Arbeitskräfte führen und außerdem erhebliche Wett- 
bewerb sverzemmgen zwischen Unternehmen einer 
Branche in den verschiedenen Regionen hervorrufen. 
Wir lehnen diese Vorstellungen, die auch vom Sach- 
verständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung schon propagiert wurden, 
entschieden ab. 

Altindustrialisierte und ländliche Problemregionen 
gibt es in allen Bundesländern. Dies hat zu einem 
guten Teil historische Gründe und wenig mit der in 
den verschiedenen Ländern betriebenen Regionalpoli- 
tik der letzten Jahre zu tun. Dennoch führt die Konzen- 
tration der Problemregionen in einigen Bundesländern 
zu einem ausgeprägten Gefälle der Arbeitsmarktpro- 
bleme nach Bundesländern, das in etwa einem Nord- 
Süd-Muster folgt. 

Zu erinnern ist aber daran, daß selbst in den auf den 
ersten Blick besser dastehenden süddeutschen Län- 
dern die regionalen Differenzierungen erheblich sind. 

Im Ausmaß der regionalen Probleme spiegelt sich 
sowohl das Versagen der allgemeinen Wirtschaftspoli- 
tik als auch die mangelnde Wirksamkeit der Regional- 
politik. Die strukturschwachen Regionen, ob altindu- 
strialisiert oder ländlich, dürfen jedoch nicht einfach 
zugunsten der Ballungsgebiete fallengelassen werden. 
Gleichwertige Arbeits- und Lebensmöglichkeiten in 
allen Regionen des Bundesgebietes müssen weiterhin 
das Ziel der Politik bleiben. 

Der Verfassungsauftrag, die Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse in den Regionen zu schaffen und 
zu erhalten, muß verwirklicht werden. 

Wir fordern daher, daß der Bund gemeinsam mit Län- 
dern und Kommunen dafür sorgt/ daß den Problem- 
regionen wieder eine Zukunftsperspektive eröffnet 
wird. Die regionale Wirtschaftspolitik muß stärker als 
bisher die Arbeitsmarktprobleme berücksichtigen. Sie 
muß substantiell verstärkt werden und mehr als bisher 
dafür sorgen, daß alle regionalpolitisch relevanten 
Politikbereiche auf regionaler Ebene in einer gemein- 
samen Anstrengung zur zukunftsorientierten Entwick- 
lung der Problemregionen eingesetzt werden. Kurzfri- 
stig muß die Bundesregierung entweder ihre Pläne zur 
Streichung der regionalen Investitionszulage rückgän- 
gig machen oder die Investitionszuschüsse der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaf tsstruktur" gleichwertig auf stocken. 
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4. Ausbildungsstellensituation: Kein Anlaß für Entwar- 
nung - weiter fast eine halbe Millionen junger Men- 
schen arbeitslos gemeldet 

Am Ende des Jahres 1987 waren 472500 Arbeitslose 
unter 25 Jahren gemeldet. Das waren geringfügig we- 
niger als ein Jahr zuvor, es gibt also nach wie vor fast 
eine halbe Million junger Menschen, die vergeblich 
einen Arbeitsplatz suchen. Die Dunkelziffer ist dabei 
nicht einmal kalkuliert. 

Die Bundesregierung sieht bereits „rosa Zeiten" fin- 
den Ausbüdungsstellenmarkt. Tatsächlich gibt es aber 
keinerlei Anlaß für eine Entwarnung. Nach Berech- 
nungen der Gewerkschaften sind auch 1987 rund 
200000 Jugendliche ohne Ausbüdungsplatz geblie- 
ben. Besonders benachteiligt sind: 

— Junge Mädchen und Frauen, die trotz guter Schul- 
büdung keine Chance zur Ausbüdung erhalten; 

— Absolventen von Haupt- und Sonderschulen, die 
seit Jahren fast ausnahmslos in kurzfristige „Park- 
maßnahmen" abgeschoben werden; 

— Ausländer, die schon bei den Bewerbungen aussor- 
tiert werden; 

— Behinderte, die systematisch abgedrängt werden. 

Ohne eine zügige Reform der Ausbüdungsordnungen, 
ohne Ausweitung des Netzes der überbetrieblichen 
Ausbüdungsstätten und ohne Abbau der erheblichen 
Benachteiligungen der Mädchen und jungen Frauen 
wird es keine Entwarnung auf dem Ausbüdungsstel- 
lenmarkt geben können. Notwendig ist auch die Re- 
form der Finanzierung der beruflichen Büdung, um die 
Lasten gleichmäßig auf alle Betriebe zu verteilen. 

Ausbüdung und Beschäftigung driften immer weiter 
auseinander. Die zweite Hürde, nach der Ausbüdung 
einen Arbeitsplatz zu bekommen, ist noch schwerer zu 
nehmen als die erste, den Kampf um einen Ausbü- 
dungsplatz selber. Schon in den Vorjahren war es so, 
daß jeder sechste Jugendliche nach der Ausbüdung 
nicht übernommen wurde, in einigen Berufen ist der 
Anteü noch höher. Von den fertig Ausgebüdeten im 
Kfz-Handwerk, Friseur- und Bäckereihandwerk wird 
jeder oder jede Fünfte nach der Ausbüdung in die 
Arbeitslosigkeit entlassen. 

Jugendliche, die nach der Ausbüdung einen Arbeits- 
platz ergattern, kommen mehr und mehr nur in befri- 
stete Arbeitsverhältnisse. 

Auch für das Jahr 1987 muß festgesteUt werden: Die 
jungen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die in 
besonderer Weise Unterstützung und Solidarität der 
Geseüschaft und des Staates brauchen, wurden wie- 
derum zu einem großen Teü alleine gelassen. 

5. Arbeitslosigkeit Schwerbehinderter: 

Der Trend zeigt nach oben 

Das Gesetz zur Sicherung der Eingliederung Schwer- 
behinderter in Arbeit, Beruf und Geseüschaft (Schwer- 
behindertengesetz) ist von der „Wende "-Koalition 
1986 verschlechtert worden. Der Umfang der Beschäf- 


tigungspflicht wurde verringert, es wurde versäumt, 
die Ausgleichsabgabe, die bei Verstößen gegen die 
Beschäftigungspflicht fällig wird, der wirtschaftlichen 
Entwicklung anzupassen. Die logische Folge war und 
ist der weitere Anstieg der Arbeitslosigkeit Schwerbe- 
hinderter. Die monatlichen Anstiegsraten (im Ver- 
gleich zum entsprechenden Vorjahresmonat) sind von 
April bis Dezember 1987 laufend auf zuletzt fast 5 Pro- 
zent gestiegen. Dieser Trend hat sich auch 1988 fortge- 
setzt. Dabei sind Schwerbehinderte, die arbeitslos sind, 
inzwischen 21,9 Monate ohne Beschäftigung. 

Der Anstieg der Arbeitslosigkeit Schwerbehinderter ist 
Folge der verschlechterten wirtschaftlichen Entwick- 
lung und des nicht ausreichenden Instrumentariums 
des Schwerbehindertengesetzes. Dabei ist festzustel- 
len, daß der öffentliche Dienst nach wie vor aUes 
andere als vorbüdlich ist, was die Einhaltung der 
Beschäftigungspflicht Schwerbehinderter angeht. Nur 
die Länder Berlin, Bremen und Saarland erfüllen die 
Beschäftigungspflicht. Für aüe anderen Bundesländer 
liegt die ErfüHungsquote unter der geforderten Be- 
schäftigungspflichtquote von 6 Prozent, zum Teü nur 
knapp, wie für NRW und Rheinland-Pfalz, zum Teü 
extrem, die Länder Baden- Württemberg und Bayern 
weisen Quoten von unter 4 Prozent aus. Das absolute 
Schlußlicht ist Baden-Württemberg mit einer Quote 
von nur 3,67 Prozent. 

Wegen des Verstoßes gegen das Schwerbehinderten- 
gesetz mußte das Land Baden- Württemberg im letzten 
Jahr fast 8 Millionen DM an Ausgleichsabgabe zahlen. 
Diese Ausgabe hätte eingespart werden können, wenn 
das Land Schwerbehinderte in erforderlichem Umfang 
beschäftigt hätte. Daß eine Reihe von Ländern schon in 
die Haushalte, also im Vorwege, Ausgleichsabgaben 
einrücken, heißt nichts anderes, als daß von vornherein 
dokumentiert wird, daß beabsichtigt ist, das Schwerbe- 
hindertengesetz nicht einzuhalten. 

In den Gemeinden wird nach zugänglichen Erfah- 
rungsberichten das Schwerbehindertengesetz noch 
viel schlechter erfüUt. Allerdings werden bis heute die 
erforderlichen Zahlen von der Bundesanstalt für Arbeit 
nicht aufbereitet, so daß die Gemeindeparlamente sich 
auch schwertun, die Einhaltung des Schwerbehinder- 
tengesetzes zu kontrollieren. 

Wenn die Bundesregierung weiter dabei bleibt, 
beschäftigungspolitische Maßnahmen zu verweigern 
und wenn es keine positive Weiterentwicklung des 
Schwerbehindertengesetzes, wie von der SPD-Bundes- 
tagsfraktion 1986 vorgeschlagen, gibt, wird die 
Arbeitslosigkeit Schwerbehinderter weiter steigen. 

6. Kinder der Arbeitslosen - Kinder der Krise 

Es gibt rund 1,3 Millionen Kinder und Jugendliche 
arbeitsloser Eltern. Die genaue Zahl ist nicht bekannt, 
weü eine gezielte Umfrage nur einmal (1984) erhoben 
wurde. Frauen mit Kindern unter 15 Jahren sind unter 
den Arbeitslosen überrepräsentiert. Die Mehrzahl der 
Arbeitslosen mit Kindern hat nur ein oder zwei Kinder, 
aber im Vergleich zu den Erwerbstätigen sind kinder- 
reiche Familien (mit drei und mehr Kindern) unter den 
Arbeitslosen mit Kindern überrepräsentiert (25 gegen- 
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über 13 Prozent bei den Erwerbstätigen). Das güt in 
besonderem Maße für Langzeitarbeitslose mit Kindern, 
von denen 30 Prozent drei und mehr Kinder haben. 
Durch den höheren Anteil an Langzeitarbeitslosen 
bezieht nur ein geringer Teü der Arbeitslosen mit drei 
und mehr Kindern Arbeitslosengeld (28 gegenüber 
40 Prozent derjenigen mit einem Kind). Der größere 
Teil dieser Familien lebt also von der geringeren 
Arbeitslosenhilfe oder erhält überhaupt keine Leistun- 
gen vom Arbeitsamt. 

Die Kinder der Arbeitslosen sind tagtäglich mit den 
materiellen Problemen der Familie konfrontiert. Wenn 
die Familie materiell nicht mithalten kann, gibt es 
soziale Selektion und Diskriminierung in der Kinder- 
gemeinschaft. Die Ernährungslage der Familie und 
damit der Gesundheits- und Leistungsstand ver- 
schlechtern sich. 

Die soziale und solidarische Kraft der Familie nimmt 
ab. In den Familien arbeitsloser Eltern gibt es Krisen in 
der Eltem/Kind-Beziehung. Die Gewalt in der Familie 
nimmt zu. 

Die psychosoziale Verunsicherung der Familie durch 
Arbeitslosigkeit der Eltern führt auch zur emotionalen 
Verunsicherung der Kinder und entsprechenden Ver- 
haltensäußerungen. Die Schulleistungen der Kinder 
Arbeitsloser sinken rapide* Die Arbeitslosigkeit der 
Eltern wirkt sich massiv auf die Motivation und die 
Perspektiven der Kinder hinsichtlich der Berufswahl 
und -findung aus. Arbeitslosigkeit wird so vererbt. 

Laufend wird von der Bundesanstalt für Arbeit die 
Entwicklung der Arbeitslosigkeit dokumentiert. Die 
dahinter liegenden Probleme der Familie, vor allem der 
Kinder, bleiben dabei im dunkeln. 

Das ist die bittere Realität: Elterliche Arbeitslosigkeit, 
insbesondere Dauerarbeitslosigkeit und die damit ver- 
bundenen Probleme wirken sich auf Kinder im schul- 
pflichtigen Alter in ähnlich gravierender Weise bela- 
stend aus wie auf die Erwachsenen. 

7. Neue Armut durch Arbeitslosigkeit, insbesondere 
Langzeitarbeitslosigkeit - Ausblutung der Gemein- 
den durch immer höhere Sozialhilfelasten 

Zur Zeit erhalten fast 800 000 der gemeldeten Arbeits- 
losen weder Arbeitslosengeld noch Arbeitslosenhilfe, 
sind also aus dem System der Arbeitsförderung ausge- 
grenzt. Nach Untersuchungen der kommunalen Spit- 
zenverbände und der Bundesanstalt für Arbeit ist in- 
zwischen Arbeitslosigkeit in 35 Prozent aller Sozialhil- 
fefälle die Hauptursache für die Hüfebedürftigkeit. Die 
Zahl der Arbeitslosen, die keine oder nicht ausrei- 
chende Leistungen von der Bundesanstalt für Arbeit 
erhalten, ist in den letzten Jahren laufend gestiegen. 

64 Prozent der arbeitslosen Sozialhilfeempfänger be- 
kommen kein Geld vom Arbeitsamt. In 28 Prozent der 
Fälle muß die Arbeitslosenhüfe durch die Sozialhilfe 
ergänzt werden, um den notwendigen Lebensunterhalt 
der Arbeitslosen sicherzustellen. Die kommunalen So- 
zialhüfeträger mußten im Jahr 1986 (Zahlen für 1987 
liegen noch nicht vor) rund 3 Mrd. DM allein für Lei- 
stungen nach dem Bim dessozialhilf egesetz für arbeits- 


lose Sozialhilfeempfänger aufwenden. Daß die Ge- 
meinden einen wesentlichen Teü der Unterstützung 
Arbeitsloser aufzubringen haben, widerspricht dem 
System der Sozialhüfe. Durch die Milliardenlasten an 
Sozialhüfeleistungen für Arbeitslose wird die Fähigkeit 
der Gemeinden, dringend notwendige Investitionen zu 
tätigen, zusätzlich eingeengt. Die Folge ist, daß der 
Umfang der Massenarbeitslosigkeit auch aus diesem 
Grund noch weiter steigt. 

Um die Gemeinden von systemfremden Lasten zu 
befreien und um insbesondere Langzeitarbeitslose 
wieder ausreichend finanziell abzusichem, muß die 
Arbeitslosenhüfe für diejenigen geöffnet werden, die 
bisher nicht leistungsberechtigt sind, weü sie keine 
Chance hatten, in das Beschäftigungssystem hineinzu- 
kommen. Deshalb müssen bei der Arbeitslosenhüfe 
Zeiten 

— schulischer und überbetrieblicher Berufsausbüdung 
sowie 

— der Kindererziehung und 

— der Betreuung pflegebedürftiger Personen 
angerechnet werden. 

Außerdem muß sichergesteüt werden, daß Arbeits- 
losengeld und Arbeitslosenhilfe mindestens in Höhe 
der Sozialhüfe gezahlt werden. 

Die Kosten dieser sozialen Grundsicherung für Arbeits- 
lose müssen vom Bundeshaushalt getragen werden, 
denn der Bund ist für die Beschäftigungspolitik zustän- 
dig und damit für den Umfang der Massenarbeitslosig- 
keit verantwortlich. 

8. Arbeitslosigkeit macht krank 

Die Arbeitslosigkeit, insbesondere die Langzeitarbeits- 
losigkeit, hat tiefgreifende Auswirkungen. Die finan- 
zieUen Einbußen und die beruflichen Verschlechterun- 
gen (Qualifikationsverluste) sind nur die eine Seite, die 
andere Seite heißt, Arbeitslosigkeit macht krank - und 
zwar nicht nur, daß sich bereits vorhandene Krankhei- 
ten verschlimmern. 

Die Bundesregierung hat nach parlamentarischen 
Anfragen wissen lassen, daß hier keine genauen 
Untersuchungen über die Auswirkungen zwischen 
Arbeitslosigkeit und psychischen und physischen 
Beeinträchtigungen vorliegen. Tatsache ist jedoch, daß 
zahlreiche Studien diesen Zusammenhang aufbereitet 
haben. Auch die neue Studie der Evangelischen Kirche 
Deutschlands „Gezielte Hüfen für Langzeitarbeitslose" 
hat darauf aufmerksam gemacht. 

Gesicherte Erkenntnis ist, daß Arbeitslosigkeit 

— psychosomatische Beschwerden, wie Kreislauf- 
labilität, nervöse Herzbeschwerden, nervös be- 
dingte Magen-Darm-Störungen, Schlafstörungen, 
Schweißausbrüche etc., 

— psychische Erkrankungen, 

— einen Anstieg des Drogen- und Alkoholmißbrauchs 
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mit damit zusammenhängenden psychischen Bela- 
stungen, sozialen Problemen und körperlichen 
Gesundheitsbelastungen (Leber-, Nieren- und 
Gehimschädigungen, erhöhte Anfälligkeit für 
Infektionskrankheiten, neurologische Ausfälle, 
Schlafstörungen und vegetative Störungen) 

produziert. 

Eine im Auftrag des US-Kongresses erstellte Studie ist 
zu dem Ergebnis gekommen, daß steigende Arbeits- 
losigkeit zwangsläufig eine steigende Sterblichkeits- 
rate nach sich zieht. 

Die - wenn weiter keine Beschäftigungspolitik stattfin- 
det - noch weiter steigende Massenarbeitslosigkeit 
macht alle diese Probleme noch größer. 

9. Erfahrungen mit dem sogenannten Beschäftig ungs- 
förderungsgesetz zeigen : 45 Prozent der Einstellun- 
gen sind befristet 

Das sogenannte Beschäftigungsförderungsgesetz, das 
die „Wende" -Koalition zum 1. Mai 1985 in Kraft ge- 
setzt hat, hat nicht die Beschäftigung von Arbeitslosen 
gefördert, sondern den weiteren Abbau von individuel- 
len und kollektiven Arbeitnehmerrechten zur Folge 
gehabt. Es wurden keine zusätzlichen Arbeitsplätze 
geschaffen, sondern bestehende dauerhafte und 
geschützte Normalarbeitsverhältnisse in imgeschützte 
und instabüe Beschäftigungsformen umgewandelt. Die 
Büanz der „Wende" im Arbeitsrecht heißt: beschäfti- 
gungspolitisch wirkungslos und arbeitnehmerfeind- 
lich. 

Nach Untersuchungen des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit sind 
inzwischen 45 Prozent der Einstellungen befristet. Die 
durchschnittliche Befristungsdauer liegt bei knapp 
fünf Monaten. 70 Prozent der befristeten Beschäfti- 
gung s Verhältnisse dauern kürzer als sechs Monate. 
Schon 1986 (Zahlen für 1987 liegen noch nicht vor) gab 
es rund 440 000 Arbeitslosmeldungen nach befristeter 
Beschäftigung. 

Frauen sind vergleichsweise häufiger befristet be- 
schäftigt als Männer, Ausländer häufiger als Deutsche, 
jugendliche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
häufiger als die mittleren und älteren Altersklassen. 
Mit zunehmendem Alter sinkt der Anteü der befristet 
Beschäftigten, kurz vor der Pensionierungsgrenze 
steigt er aber wieder an. Am höchsten ist er mit 18 Pro- 
zent bei den Jugendlichen unter 20 Jahren. Auch der 
öffentliche Dienst macht keine Ausnahme; es gibt in 
diesem Bereich sogar relativ viele Zeitverträge. Beson- 
ders hoch ist der Anteü im Bereich der Bundesanstalt 
für Arbeit. 

Inzwischen ist höchstrichterlich festgestellt worden, 
daß die Anwendung des sogenannten Beschäftigungs- 
förderungsgesetzes im öffentlchen Dienst rechtswidrig 
ist, weü der Tarifvertrag Vorrang hat. Nach dem BAT 
sind aber befristete Arbeitsverhältnisse ohne sach- 
lichen Grund unzulässig. Bisher hat sich die Bundes- 
regierung geweigert, aus dem Urteü des Bundesar- 
beitsgerichts die Konsequenzen zu ziehen. Dabei ist 


klar, daß die befristeten Beschäftigungsverhältnisse in 
unbefristete umgewandelt werden müssen. 

10. Leiharbeit und illegale Beschäftigung: Die Aus- 
trocknung des Sumpfes ist noch nicht vorange- 
kommen 

Für einen Teü der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh- 
mer sind die Arbeitsbedingungen in den letzten Jahren 
sehr viel schlechter geworden. Es gibt die Spaltung der 
Belegschaften, eine geradezu doppelgesichtige Ent- 
wicklung, gute und sichere Arbeitsbedingungen auf 
der einen, frühindustrielle ungeschützte Verhältnisse 
auf der anderen Seiter. • 

Die Zwei-Drittel- Gesellschaft ist Realität geworden. 
Auf der einen Seite das hohe Niveau, auch was die Ar- 
beitssicherheit angeht - aber nur für das Stammperso- 
nal der Großindustrie. Arbeitsschutz ist in vielen Klein- 
betrieben, erst recht aber für Leiharbeitnehmer und 
illegal Beschäftigte, ein Fremdwort. 

Leiharbeitnehmer werden zu Arbeitnehmern zweiter 
Klasse, Praktiken wie im Frühkapitalismus sind an der 
Tagesordnung. Löhne unter Tarif sind ebenso gang 
und gäbe wie befristete Arbeitsverhältnisse. 

Die Vorschriften des Arbeitnehmerüberlassungsgeset- 
zes werden durch Schein Werkverträge oder andere 
Formen des Fremdfirmeneinsatzes umgangen und 
unterlaufen. Die illegale Leiharb eit hat besorgniserre- 
gende Ausmaße angenommen. Das Buch von Günter 
Wallraff „Ganz unten" hat viele Diskussionen ausge- 
löst, was die bundespolitischen Konsequenzen angeht, 
ist allerdings festzustellen: Fehlanzeige. 

Durch mobile Einsatzgruppen haben einzelne Länder, 
insbesondere NRW, versucht, die Probleme, die durch 
illegale Leiharbeit wie durch ülegale Beschäftigung 
überhaupt entstehen, abzuarbeiten. Ohne gesetzliche 
Änderung auf Bundesebene wird es aber keinen nach- 
haltigen Erfolg geben können. 

IV. Mehr Chancen für Frauen am Arbeitsmarkt 

Forderungen nach staatlichen Investitionen werden 
nicht nur von der SPD in ihrem Sofortprogramm „Ar- 
beit, Umwelt und Investitionen", sondern auch von 
dem Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit, Hein- 
rich Franke, erhoben. Außer solchen staatlichen Inve- 
stitionsimpulsen zur ökologischen Umgestaltung des 
Produktionsprozesses und zur Entwicklung neuer Pro- 
duktions- und Tätigkeitsbereiche in Krisenregionen, 
müssen Bund, Länder und Kommunen endlich wieder 
als Arbeitgeber fungieren. Eine Einstellungsoffensive 
der öffentlichen Hand, verbunden mit gezielter Frau- 
enförderung und finanzieller Hüfen für lokale Beschäf- 
tigungsinitiativen, wäre ein wichtiger Beitrag zum 
Abbau der Arbeitslosigkeit und zur Neuentwicklung 
von Arbeitsmarktchancen im Bereich der ökologischen 
Produktionsnachsorge (Landschaftspflege, Abfallbe- 
seitigung /Verwertung usw.). 

1 . Staatliche Förderung der Frauenbeschäftigung muß 
bereits in der Schule mit Maßnahmen zur Überwin- 
dung der geschlechtsspezifischen Berufsorientie- 
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rung ansetzen, denn in der Schule werden die Wei- 
chen für die bestmögliche Qualifikation und für das 
Eindringen in sog. Männerdomänen gestellt. Mäd- 
chen und Jungen brauchen gleichermaßen eine 
mathematische, naturwissenschaftliche, handwerk- 
liche und technische Grundausbüdung als Pflicht- 
unterricht in allen Schulformen und -stufen; Be- 
triebspraktika sollten sowohl in einem kaufmänni- 
schen oder Dienstleistungsberuf als auch in einem 
ge werblich- technischen Beruf verbindÜch vorge- 
schrieben sein. 

2. Notwendig sind gesetzliche Maßnahmen zur Siche- 
rung des Zugangs zu einem mögüchst breiten Spek- 
trum von Ausbildungsberufen und zur Gewährlei- 
stung des Berufseinstiegs, insbesondere für solche 
Berufe, in denen Mädchen und junge Frauen sich 
erfolgreich qualifiziert haben und in denen sie bis- 
her unterrepräsentiert sind. Hierbei kann eine zeit- 
lich befristete, leistungsbezogene Quotierung oder 
die Koppelung der Vergabe öffentlicher Aufträge 
mit der Verpflichtung der auftragnehmenden Fir- 
men zur Frauenförderung als Instrument zur Vertei- 
lung künftiger Erwerbschancen nicht länger tabui- 
siert werden. Dringlich sind außerdem innerbetrieb- 
liche, verbindliche und kontrollierbare Maßnahmen 
zur Förderung der beruflichen Chancen von Frauen 
und zur Sicherung ihres beruflichen Wiederein- 
stiegs nach Zeiten überwiegender Kinderbetreuung 
in arbeits- und sozialrechtlich geschützte Arbeits- 
verhältnisse. 

3. Obwohl das gängige Instrumentarium zur Förde- 
rung der Arbeitsaufnahme (berufliche Qualifi- 
zierungsmaßnahmen, Arbeitsbeschaffungsmaßnah- 
men) weitgehend ausgereizt und an die Grenze des 
aus Haushaltsmitteln der Bundesanstalt für Arbeit 
Finanzierbaren angelangt ist, muß künftig sicherge- 
stellt werden, daß Frauen diese Maßnahmen weiter- 
hin nutzen und vor allem mehr als bisher an langfri- 
stigen, berufsqualifizierenden Maßnahmen teilneh- 
men. Der kürzlich erfolgte Stellenabbau bei den 
Arbeitsämtern wird sich insbesondere zu Lasten der 
arbeitsuchenden Frauen auswirken, die erwiese- 
nermaßen auf sorgfältige Beratung und engagierte 
Vermittlung angewiesen sind. Hier müßten statt 
dessen zusätzliche Stellen eingerichtet und finan- 
ziert werden. 

4. Notwendig ist die familiengerechte Umgestaltung 
der Arbeitswelt durch Verkürzung der täglichen 
Arbeitszeit, Überdenken der gesetzlichen Rahmen- 
bedingungen für Schicht- und Nachtarbeit und 
mehr rechtlicher Schutz vor ausbeuterischen Flexi- 
bilisierungsstrategien. Die im sog. Beschäftigungs- 
förderungsgesetz vorgesehene Zulässigkeit befri- 
steter Arbeitsverhältnisse ohne sachlichen Grund 
und die „weichen" Voraussetzungen für Arbeit auf 
Abruf sind aufzuheben. 


C. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung 
auf, Initiativen in den nachstehenden Bereichen zu 
ergreifen: 

1 . Sofortiger Einstieg in das Sondervermögen „Arbeit 
und Umwelt “ 

Das Umweltkreditsonderprogramm der Bundesregie- 
rung hat sich als ein Fehlschlag erwiesen. Das Volu- 
men ist zu gering, seine Konditionen zu unattraktiv, vor 
allem Gemeinden mit Finanzproblemen sind nicht in 
der Lage, das Umweltkreditsonderprogramm der Bun- 
desregierung in Anspruch zu nehmen, obgleich sie 
erhebüchen Umweltsanierungsbedarf haben. Der Vor- 
schlag der Fraktion der SPD für ein Sondervermögen 
„Arbeit und Umwelt" wird umgehend umgesetzt und 
zunächst ein Einstieg ermöglicht durch die Aufstok- 
kung des Umweltprogramms bei der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW). 

2. Einführung einer Investitionsrücklage für kleine 
und mittlere Unternehmen 

Um die Investitionskraft der für die Beschäftigung 
wichtigen kleinen und mittleren Unternehmen nach- 
haltig zu stärken, wird eine steuerfreie Investitions- 
rücklage in Höhe von insgesamt 50 000 DM eingeführt. 

3. Zukunftsinitiative Montanregionen - Zukunftspro- 
gramm für die Küste 

Zur Stärkung der Wirtschaftskraft der Bundesländer, 
die von der Krise in den Montanstandorten und an der 
Küste betroffen sind, werden in den nächsten vier 
Jahren Finanzhilfen des Bundes nach Artikel 104 a 
Abs. 4 Grundgesetz in Höhe von 2,35 Mrd. DM zur 
Verfügung gestellt. 

— Zukunftsinitiative Montanregionen 

Zur Stärkung der Wirtschaftskraft der Bundeslän- 
der, die von der Krise in den Montanstandorten 
betroffen sind, werden Finanzhilfen des Bundes in 
Höhe von 1,75 Mrd. DM zur Verfügung gestellt. 

— Zukunftsprogramm für die Küste 

Für die von der weltweiten Werftenkrise betroffe- 
nen Bundesländer werden Finanzhilfen des Bundes 
in Höhe von 600 Mio. DM bereit gestellt. 

4. Zusätzliche Bundesmittel für Städtebauförderung 
und Dorferneuerung, Wohnungsbau, Modernisie- 
rung und Energieeinsparen 

Für die Städtebauförderung, Stadterneuerung, Dorfer- 
neuerung, für den Wohnungsneubau, für den Bau von 
Behinderten- und Alten Wohnheimen, für Modernisie- 
rung von Wohnungen, Energieeinsparen im Woh- 
nungsbestand und für die Sanierung bundeseigener 
Baudenkmäler werden vom Bund 2,5 Mrd. DM zusätz- 
lich zur Verfügung gestellt. 
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5. Auf stocken und Vorziehen öffentlicher Investi- 
tionen 

Bund, Deutsche Bundespost und Deutsche Bundes- 
bahn werden ihre Investitionen um 2,5 Mrd. DM auf- 
stocken und Investitionsaufträge soweit wie möglich 
vorziehen. 

6. Entlastungen von Gemeinden von Sozialhilfelei- 
stungen an bedürftige Arbeitslose 

Durch die Öffnung der Arbeitslosenhilfe für bisher 
nicht leistungsberechtigte Arbeitslose und durch die 
Aufstockung der Arbeitslosenhilfe werden die Sozial- 
hilfeetats der Gemeinden um rd. 3 Mrd. DM jährlich 
entlastet und dadurch ihre Investitionskraft gestärkt. 

Wegen der aktuellen Diskussion um die Vorschläge 
des niedersächsischen Ministerpräsidenten zur Neu- 
verteilung der Sozialhilfekosten hat dieser Vorschlag 
z. Z. kaum Chancen. Deswegen sind die Vorschläge 
des Bundesrates zu unterstützen. 

7. Umbau der Steuerpolitik und Konzentration der 
Steuersenkungen auf kleine und mittlere Ein- 
kommen 

Um die Massenkaufkraft zu stärken, müssen Steuer- 
senkungen auf die Bezieher kleiner und mittlerer Ein- 
kommen konzentriert werden. Auf die von der Bundes- 
regierung geplanten Deckungsmaßnahmen, die vor 
allem den Arbeitnehmern und ihren Familien die not- 
wendige Kaufkraft entziehen, muß verzichtet werden. 
Die Konzentration von Steuersenkungen auf kleine 
und mittlere Einkommen insbesondere durch eine 
nachhaltige Erhöhung des Grundfreibetrages stärkt 
dagegen die Nachfrage im Inland und schafft damit 
neue und sichert bestehende Arbeitsplätze. 

8. Fortsetzung und Intensivierung des Weges der 
Arbeitszeitverkürzung 

Die Arbeitszeitverkürzung muß in allen Formen wei- 
tergehen. Notwendig ist die weitere Verkürzung der 
Wochenarbeitszeit, auch im öffentlichen Dienst, ein 
Abbau der Überstunden und eine Fortführung der Vor- 
ruhestandsregelung. 

Notwendig ist ein fortschrittliches Arbeitszeitgesetz, 
wie es die SPD -Bundestagsfraktion vorgeschlagen hat. 
Notwendig ist, 

— den 8-Stunden-Tag und die 40-Stunden-Woche als 
höchstzulässige regelmäßige gesetzliche Arbeits- 
zeit festzuschreiben; 

— die Mehrarbeit auf unvorhergesehene und unver- 
meidbare Fälle zu begrenzen. Unvermeidbare 
Mehrarbeit ist kurzfristig durch Freizeit auszuglei- 
chen. Durch eine enge Begrenzung der Überstun- 
den können kurzfristig mindestens 200 000 Arbeits- 
plätze geschaffen werden. 

Die Zeiten der Kurzarbeit müssen für Qualifizierungs- 
maßnahmen genutzt werden können. 

9. Durchsetzung einer Qualifizierungsoffensive 

Seit Mitte letzten Jahres ist die Qualifizierungsoffen- 
sive gestoppt. Notwendig ist dagegen die Fortführung, 


nicht der Stopp oder gar die Rückführung der Qualifi- 
zierungsoffensive. Eine Billigförderung auf Kosten der 
Qualität der Maßnahmen der Fortbildung und Um- 
schulung ist arbeitsmarktpolitisch schon mittelfristig 
unsinnig. 

10. Regionalisierung der Arbeitsförderung, Hilfen bei 
unverm eidbaren Anpass ungsprozessen 

In den Problemregionen muß Fortbildung und Um- 
schulung verstärkt gefördert werden. Für Arbeitslose 
ohne abgeschlossene Berufsausbildung, für Absolven- 
ten schuhscher Beruf sausbüdung und für diejenigen, 
die wieder in das Erwerbsleben zurückkehren, müssen 
in Regionen mit besonders hoher Arbeitslosigkeit Fort- 
bildung und Umschulung verstärkt, die Wartezeit vor 
Eintritt in die Bildungsmaßnahmen herabgesetzt wer- 
den. 

Um in Betrieben mit besonderen Anpassungs- und 
Umstellungsprozessen dadurch bedingte Entlassungen 
zu vermeiden, um also den Umweg auszuschließen, 
daß Beschäftigte erst entlassen werden, um dann nach 
Maßnahmen der Fortbüdung und Umschulung wieder 
einen Arbeitsplatz suchen zu müssen, muß die beruf- 
liche Neuqualifizierung im Betrieb verstärkt durchge- 
führt werden. 

1 1 . Gezielte Maßnahmen zum Abbau der Benachteili- 
gung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt 

Für die Bundesregierung sind Frauen „die klaren Ge- 
winner am Arbeitsmarkt". Die tatsächlichen Be- 
schäftigungschancen von Frauen sind aber nach wie 
vor wesentlich ungünstiger als die der Männer. 

Trotz wieder ansteigender Frauenerwerb Stätigkeit 
sind die von Frauen geleisteten Arbeitsstunden seit 
1980 um mehr als 400 Mio Stunden pro Jahr gesunken. 
Vollzeitarbeitsplätze wurden durch Teilzeitarbeits- 
plätze verdrängt. 

Frauen sind von Arbeitslosigkeit und Ausbildungsnot 
weit überdurchschnittlich betroffen. In den letzten Jah- 
ren erreichte die Frauenarbeitslosigkeit sogar einen 
neuen Nachkriegsrekord. 

Arbeitslose Frauen sind in der Arbeitslosenversiche- 
rung finanziell schlechter abgesichert als Männer und 
in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen und Maßnahmen 
der beruflichen Weiterbildung noch weit unterreprä- 
sentiert. 

Diese systematische Benachteiligung wird zum Teü 
durch die Instrumente der Arbeitsmarktpolitik ver- 
stärkt, statt abgebaut. Notwendige Schritte auf dem 
Weg zur Chancengleichheit müssen daher 

— Frauen den Zugang zur beruflichen Weiterbildung 
durch umfassendere und zukunftsorientiertere Ar- 
beitsberatung besser als bisher ermöglichen, 

— ihren Anteil an den Arbeitsbeschaffungsmaßnah- 
men anheben und 

— die finanzielle Absicherung bei Arbeitslosigkeit 
durch Änderungen im Arbeitsförderungsgesetz ver- 
bessern und 
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— die berufliche Wiedereingliederung nach Zeiten der 
Kindererziehung erleichtern. 

Die Arbeitslosigkeit von Frauen darf nicht weiter ver- 
harmlost werden. In der Berichterstattung der Bundes- 
anstalt für Arbeit muß die überproportional hohe 
Frauenarbeitslosigkeit stärkere Beachtung finden. 

Gegen die Diffamierung erwerbstätiger Ehefrauen als 
sog. Doppelverdienerinnen muß vorgegangen werden, 
das Recht auf Arbeit muß gleichermaßen für Männer 
und Frauen durchgesetzt werden. Gezielte Frauenför- 
derung in den Betrieben soll neben den notwendigen 
Änderungen des EG-Anpassungsgesetzes dazu beitra- 
gen, Frauen den Zugang zu Aus- und Weiterbüdung, 
zu Arbeitsplätzen und Aufstiegspositionen genauso zu 
öffnen wie Männern. Indirekte Diskriminierung muß 
abgebaut werden. 

12. Bekämpfung der illegalen Beschäftigung 

Der Sumpf der illegalen Beschäftigung muß ausge- 
trocknet werden. Es müssen endlich die gesetzlichen 
Voraussetzungen geschaffen werden, um die illegale 
Beschäftigung und den Mißbrauch der Leiharbeit 
wirksam zu bekämpfen. Dazu gehört: 

— Verschärfung der Erlaubnispflicht der Überwa- 
chungsmöglichkeiten ; 

— Verschärfung der Haftung des Entleihers; 

— Verbesserung des arbeitsrechtlichen Schutzes von 
Leiharbeitnehmem; 

— Verschärfung von Straf Vorschriften; 

— Ausbau der betrieblichen Mitbestimmungsrechte. 

Neben diesen gesetzlichen Maßnahmen sind aber 
auch administrative Verbesserungen notwendig. 
Wichtig ist vor allem eine wirksame Zusammenarbeit 
aller beteiligten staatlichen Stellen bei der Bekämp- 
fung der illegalen Beschäftigung und des Mißbrauchs 
der Arbeitnehmerüberlassung. Das sogenannte Be- 
schäftigungsförderungsgesetz hat keine Arbeitsplätze 
geschaffen, aber die von befristeter Beschäftigung 


betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu 
Beschäftigten zweiter Klasse gemacht. Das sogenannte 
Beschäftigungsförderungsgesetz muß umgehend auf- 
gehoben werden. 

13. Erweiterung des öffentlich geförderten Arbeits- 
marktes in ein Dauerkonzept 

Das bisherige ABM-Konzept ist nach dem Urteü der 
Fachleute überholt. Im Gegensatz zu dem herkömm- 
lichen Instrument der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
muß es bei der Fortentwicklung der Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen nicht um Sonderprojekte, sondern 
um normale Investitions- und Dienstleistungsaufgaben 
der Kommunen gehen. Es geht darum, wie von der 
Evangelischen Kirche Deutschlands vorgeschlagen, 
daß gesellschaftlich notwendige und sinnvolle Auf- 
gabenfelder besetzt werden. Es gibt insbesondere in 
den Gemeinden viele sinnvolle Aufgabenfelder, die 
brach liegen und massenweise qualifizierte Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmer - beide Seiten müssen 
endlich zusammen kommen. 

Der Industriegesellschaft geht die Arbeit nicht aus. 
Ganz im Gegenteil: Arbeit liegt brach - massenweise. 
Sinnvolle Aufgaben warten auf Erledigung, insbeson- 
dere in den Bereichen 

— Landschaftsschutz; 

— Wohnraumsanierung und -modernisierung; 

— Wohnumfeldverbesserung; 

— soziale Dienstleistungen (von der Krankenbetreu- 
ung zu Hause bis zur Pflege); 

— energiesparende Maßnahmen; 

— Umweltschutz, Entsorgung, Recycling; 

— Bildung und Kultur. 

Bei der Erweiterung des öffentlich geförderten Arbeits- 
marktes müssen vorrangig Beschäftigungen für die 
inzwischen annähernd 800.000 Langzeitarbeitslosen 
gefunden werden. 


Bonn, den 26. Mai 1988 

Dr. Vogel und Fraktion 
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Begründung 

ZuC 

Zu 1. 

Das Umweltprogramm bei der Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau (KfW) wird auf 10 Mrd. DM jährlich aufge- 
stockt. Die Zinsen für die Kredite aus diesem Pro- 
gramm werden so attraktiv gestaltet, daß der Kredit- 
rahmen voll ausgeschöpft wird. Damit wollen wir einen 
Schritt in Richtung Sondervermögen „Arbeit und Um- 
welt" tun, mit dem in einem Zeitraum von zehn Jahren 
die Altlasten in unserer Umwelt beseitigt werden sol- 
len. Privaten und öffentlichen Unternehmen sowie den 
Gebietskörperschaften werden zinsgünstige Kredite 
für Umweltschutzinvestitionen zur Verfügung gestellt. 
Folgende Verwendungsschwerpunkte des Sonderver- 
mögens sind vorgesehen: Gewässerschutz, Wasserver- 
sorgung, Abfallwirtschaft, Luftreinhaltung, rationelle 
und sparsame Energieverwendung, Lärmschutz sowie 
Naturschutz, Landschaftsschutz und Stadt Ökologie. 
Die Zinszuschüsse sind gestaffelt nach jeweiliger öko- 
logischer Dringlichkeit. 

Kosten: Zur Verbesserung des Kredit Spielraums und 
der Kreditmöglichkeiten der KfW und damit zur Sen- 
kung ihrer Refinanzierungskosten wird das Kapital der 
KfW um 500 Mio. DM auf gestockt. Eine Zinsverbilli- 
gung um durchschnittlich drei Prozentpunkte belastet 
den Bundeshaushalt im ersten Jahr um 300 Mio. DM, 
in jedem weiteren Jahr um zusätzliche 300 Mio. DM. 
Nach zwei Jahren wollen wir das um 10 Mrd. DM auf- 
gestockte Umweltprogramm überführen in das Son- 
dervermögen „Arbeit und Umwelt". Bei wieder ver- 
besserter Wirtschaftslage soll dann auch der Finanzie- 
rungsvorschlag für das Sondervermögen „Arbeit und 
Umwelt" zum Tragen kommen. 

Zu 2. 

Die steuerstundende Investitionsrücklage führt zu 
einer höheren Liquidität des Unternehmens, weil die 
Eigenkapitalbasis erweitert wird. Die kleinen und mitt- 
leren Unternehmen erhalten zudem die Möglichkeit, 
Gewinnschwankungen auszugleichen und somit zu 
einer Verstetigung ihrer Steuerbelastung zu gelangen. 
Auf mittlere Sicht ergäbe sich eine erhöhte Selbst- 
finanzierungsfähigkeit der Unternehmen und auch die 
Fremdfinanzierung würde in vielen Bereichen erleich- 
tert. Insgesamt würde die Benachteiligung der kleinen 
und mittleren Unternehmen gegenüber Großunterneh- 
men vermindert und ihre Wettbewerbsfähigkeit gestei- 
gert. Die Investitionsrücklage führt zu Steuerminder- 
einnahmen von rd. 1 Milliarde DM. 

Zu 3. 

Die überwiegend strukturell bedingte Abschwächung 
der Wirtschaftskraft in diesen Bundesländern kommt in 
besonderem Maße in der seit langem schwierigen Ar- 
beitsmarktlage und -entwicklung zum Ausdruck. Die 
Arbeitslosenquoten sind in diesen Räumen seit Mitte 
der siebziger Jahre deutlich stärker angestiegen als im 
Durchschnitt der Länder. Sie sind mittlerweüe doppelt 
so hoch wie im Bundesdurchschnitt. 


Sinkenden Steuereinnahmen stehen hohe Ausgaben- 
belastungen gegenüber, die aus dieser Struktur- und 
Arbeitsmarktschwäche erwachsen. Damit verengt sich 
der finanzwirtschaftliche Handlungs Spielraum dieser 
Bundesländer. 

Mit den bereitzustellenden Finanzhüfen des Bundes 
sollen eine Reihe wichtiger Investitionsmaßnahmen in 
Angriff genommen werden, um eine entscheidende 
Verbesserung der wirtschaftlichen und finanziellen 
Situation dieser Länder zu erreichen und damit die 
Gleichwertigkeit der Lebens Verhältnisse in der Bun- 
desrepublik zu gewährleisten. 

Gefördert werden Maßnahmen zur Schaffung neuer 
Arbeitsplätze und zum Ersatz von Arbeitsplatzver- 
lusten im Montanbereich und an der Küste*, Maßnah- 
men zur Verbesserung von Innovation und Technolo- 
gie, zum Ausbau und zur Modernisierung der Infra- 
struktur, vor allem im Ausbau einer umfassenden Ent- 
sorgung (Abwasser, Abfall, Sondermüll und Altlasten) 
und der weiteren Verbesserung der Umwelt- und 
Energiesituation (z.B. Lärmminderung, Abwärmenut- 
zung). 

Zu 4 . 

Die Baukonjunktur ist besonders schwach in Regionen 
mit hoher Arbeitslosigkeit. Für Stadtemeuerungsmaß- 
nahmen in Gemeinden mit hoher Arbeitslosigkeit stellt 
der Bund in diesen Regionen zusätzliche Mittel, z. B. 
für Verkehrsberuhigung, Wohnumfeldverbesserung, 
Anbau, Umbau und Neubau zur Verfügung. Die Ge- 
meinden benötigen dringend zusätzliche Mittel im 
Rahmen der Städtebauförderung. Die Förderpro- 
gramme der vergangenen Jahre waren weit überzeich- 
net. Die Bundesmittel zur Städtebauförderung müssen 
auch außerhalb förmlich festgelegter Sanierungsge- 
biete (z.B. Wohnsiedlungen, Dorf erneu erung) einge- 
setzt werden. 

Zu 5. 

Die Deutsche Bundesbahn hat einen hohen Investi- 
tionsbedarf im Bereich der Fahrzeugbeschaffung und 
der Infrastruktur. Geplante Investitionen sollen be- 
schleunigt abgewickelt werden. Das Investitionsvolu- 
men, das vorgezogen und in 1988/1989 zusätzlich um- 
gesetzt werden kann, erreicht eine Größenordnung 
von etwa 1,5 Mrd. DM. 

Die Deutsche Bundespost ist der mit Abstand größte 
Investor in der Bundesrepubük Deutschland (1987 ca. 
18,5 Mrd. DM). Als leistungsfähiges, wirtschaftlich 
gesundes Unternehmen ist die DBP in der Lage, sinn- 
volle Zusatzinvestitionen und -ausgaben in Höhe von 
über 1 Mrd. DM zur Stärkung von Konjunktur und Be- 
schäftigung in 1988 zu leisten. Der Bund wird im 
Finanzplanungsrat auf Länder und Gemeinden einwir- 
ken, daß deren Investitionen ebenfalls zeitlich vorge- 
zogen werden. 

Zu 6. 

Für das Versagen der Bundesregierung bei der Be- 
kämpfung der Massenarbeitslosigkeit müssen Städte, 
Gemeinden und Kreise immer stärker die Kosten tra- 
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gen. Der Anstieg der Sozialhilfeausgaben infolge der 
Dauerarbeitslosigkeit belastet die Kommunen inzwi- 
schen bundesweit mit rund 3 Mrd. DM Diese Mittel 
fehlen den Kommunen bei den Investitionen, bei 
denen ein Rückgang auf das Niveau der 50er Jahre zu 
befürchten ist. Damit fehlen auch der örtlichen Wirt- 
schaft, insbesondere den vielen kleinen Handwerksun- 
temehmen, notwendige Aufträge. Insolvenzen und 
Entlassungen werden die Folge sein. 

Zu 7. 

Der Anstieg der Arbeitslosigkeit seit 1982 beweist, daß 
die einseitige Steuerpolitik der Bundesregierung nicht 
nur ungerecht, sondern auch beschäftigungspolitisch 
verfehlt ist. Die Steuersenkungen für Spitzenverdiener 
haben nicht zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen, son- 
dern sind überwiegend in Geldanlagen geflossen, zum 
großen Teil ins Ausland. Eine Verstärkung und Stabili- 
sierung der Binnennachfrage und damit eine Belebung 
der Investitionstätigkeit wurde damit nicht erreicht. 
Die Bundesregierung will diese Wirtschafts- und be- 
schäftigungspolitisch verfehlte Politik auch in Zukunft 
fortsetzen. 

Zu 8. 

Ohne Arbeitszeitverkürzung gibt es keinen Abbau der 
Massenarbeitslosigkeit. Arbeitszeitverkürzung ist not- 
wendig, um endlich mit dem Widersinn Schluß zu 
machen, daß rund 90 Prozent der Beschäftigten in 
dieser Gesellschaft oft bis zur Erschöpfung arbeiten, 
während rund zehn Prozent zum Nichtstun verurteilt 
sind, 

Arbeitszeitverkürzung heißt gerechtere Verteilung der 
Arbeit, Arbeitszeitverkürzung heißt aber auch vorbeu- 
gender Gesundheits- und Gefahrenschutz. Menschen- 
gerechte Arbeitszeitgestaltung ist zudem ein Beitrag 
zur Familien- und Gesellschaftspolitik. 

Notwendig ist: 

— den 8-Stunden-Tag und die 40-Stunden-Woche als 
höchstzulässige regelmäßige gesetzliche Arbeits- 
zeit festzuschreiben; 

— die Mehrarbeit auf unvorhergesehene und unver- 
meidbare Fälle zu begrenzen. Unvermeidbare 
Mehrarbeit ist kurzfristig durch Freizeit auszuglei- 
chen. 

Durch eine enge Begrenzung der Überstunden sind 
kurzfristig mindestens 200000 Arbeitsplätze zu schaf- 
fen. Darauf haben die Arbeitsmarktforscher immer 
wieder hingewiesen. 

Besondere Arbeitszeiten (Sonn- und Feiertagsarbeit, 
Nacht- und Schichtarbeit) und Arbeitsformen (Arbeit 
auf Abruf, kapazitätsorientierte variable Arbeitszeit), 
die sich besonders belastend auf die Arbeitnehmerin- 
nen und Arbeitnehmer auswirken, dürfen nicht oder 
nur unter bestimmten engen Voraussetzungen zuge- 
lassen werden. 

Zu 9. 

Der Bund hatte die Finanzierung des Gesetzes über die 


stufenweise Einbeziehung der älteren Frauen in die 
Kindererziehungsleistungen nur unter der Vorausset- 
zung übernommen, daß die Bundesanstalt für Arbeit, 
sprich die Beitragszahler, die Kosten der 8. Novelle 
AFG trägt. Fast eine Milliarde DM jährlich wurde so an 
beititigsfremden Lasten zur Bundesanstalt für Arbeit 
verschoben (die Frage der verfassungsrechtlichen 
Zulässigkeit wird von der Selbstverwaltung noch 
geprüft). Der Betrag, um den sich der Bund entlastet 
hat, ist fast identisch mit der Summe, die der Bundes- 
anstalt für Arbeit 1988 fehlt. 

Die Bundesregierung versucht, mit „administrativen" 
Maßnahmen das drohende Defizit wegzudrücken. Die 
Kann-Leistungen, auf die es keinen Rechtsanspruch 
gibt, werden eingeschränkt, bei der aktiven Arbeits- 
marktpolitik wird gespart - und das in einer Zeit weiter 
wachsender Massenarbeitslosigkeit. Notwendig ist 
gerade jetzt eine Qualifizierungsoffensive, die Zahl der 
Teilnehmer in Maßnahmen der Fortbüdung, Umschu- 
lung und Rehabilitation darf nicht zurückgefahren 
werden. Das Kernstück der Arbeitsförderung, die 
aktive, zielgruppenorientierte Arbeitsmarktpolitik muß 
erhalten bleiben. Der Bund muß die zu erwartenden 
Defizite der Bundesanstalt für Arbeit abdecken. 

Zu 10. 

Verstärkte Förderung von Fortbildung und Umschu- 
lung in Problemregionen: 

Für Arbeitslose ohne abgeschlossene Berufsausbü- 
dung, für Absolventen schulischer Berufsausbildung 
und für Frauen, die wieder in das Erwerbsleben 
zurückkehren, müssen in Regionen mit besonders 
hoher Arbeitslosigkeit Fortbildung und Umschulung 
verstärkt gefördert, die Wartezeit vör Eintritt in die 
Büdungsmaßnahmen herabgesetzt werden. 

Berufliche Qualifizierung der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer in Betrieben mit besonderen Anpas- 
sungs- und Umstellungsprozessen: 

Um „Umstellungsbedingte Entlassungen" zu vermei- 
den, um den „Umweg" auszuschließen, daß Beschäf- 
tigte erst entlassen werden, um dann nach Maßnah- 
men der Fortbildung und Umschulung wieder einen 
Arbeitsplatz suchen zu müssen, muß die berufliche 
Neuqualifizierüng auch im Betrieb durchgeführt wer- 
den. Die Förderung durch die Bundesanstalt für Arbeit 
darf aber nur dann erfolgen, wenn die Betriebe ihre 
i eigenen Qualifizierungsanstrengungen über das bis- 
herige Maß ausgeweitet haben. 

Erweiterung der Gewährung von Einarbeitungszu- 
schüssen: 

In Betrieben mit besonderen Umstellungsprozessen 
muß die Einarbeitung in eine andere Tätigkeit auch 
beim bisherigen Arbeitgeber ermöglicht werden. 

Qualifizierung während der Kurzarbeit: 

Um die Zeiten der Kurzarbeit für Qualifizierungsmaß- 
nahmen zu nutzen, muß ein Weiterbüdungsgeld (in 
Höhe des erhöhten Unterhaltsgeldes) eingeführt 
werden. 
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Zu 11. 

Die von der Bundesregierung propagierte Qualifizie- 
rungsoffensive der letzten Jahre kam mit rd. 65% 
Männern und nur mit 35 % den Frauen zugute. Auch 
wenn die Zahl der an beruflichen Bildungsmaßnahmen 
teilnehmenden Frauen in den letzten Jahren gesteigert 
werden konnte, so bleibt sie doch erheblich unter dem 
Anteil der Frauen an den Arbeitslosen. 

Auch bei den Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen sind 
die Frauen' weit unterdurchschnittlich vertreten. Dir 
relativ niedriger Anteil (rd. 35%) in Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen zeigt, wie häufig die arbeitsmarkt- 
politischen Maßnahmen an den arbeitslosen Frauen 
Vorbeigehen. 

Frauen tragen nicht nur einen überdurchschnittlichen 
Anteil der Arbeitslosigkeit, sie sind auch wesentlich 
schlechter in der Arbeitslosenversicherung abgesichert 
als Männer. 

Mehr arbeitslose Frauen (37,6%) als Männer (22,5%) 
erhalten keinerlei Leistungen. Wegen der Kopplung 
der Leistungsansprüche an die Löhne liegt das durch- 
schnittliche Arbeitslosengeld von Frauen erheblich 
unter dem der Männer. 3/4 aller Arbeitslosen, die nach 
Auslaufen des Arbeitslosengeldbezuges keinen An- 
spruch auf Arbeitslosenhilfe mehr haben, sind nach 
Untersuchungen des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung weiblichen Geschlechts. 

Der strengen Bedürftigkeitsprüfung bei Antrag auf 
Arbeitslosenhilfe fallen insbesondere Ehefrauen zum 
Opfer. Wenn der Ehemann noch einen Arbeitsplatz 
hat, fallen sie aus dem Leistungsbezug heraus. Als 
Nicht-Leistungsbezieher werden sie jedoch wiederum 
nicht mehr bei der Zuweisung in Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen berücksichtigt. 

Die jüngsten Sparmaßnahmen bei den für Berufsrück- 
kehrerinnen so wichtigen Orientierungs- und Motiva- 
tionskursen nach § 41 a Arbeitsförderungsgesetz tref- 
fen vor allem die Frauen, die sich nach Zeiten der 
Kindererziehung wieder auf eine berufliche Tätigkeit 
vorbereiten wollen. Die ständig wiederholte Absicht 
der Bundesregierung, die Wiedereingliederung von 
Frauen in den Arbeitsmarkt zu erleichtern, werden 
u, a. auf diese Weise konterkariert. Darüber hinaus 
reicht die Arbeitsberatung qualitativ und quantitativ 
nicht aus, um Frauen auch den Zugang zu zukunfts- 
trächtigen und qualitativ anspruchsvolleren Weiterbü- 
dungsmaßnahmen zu eröffnen. Frauen bleiben so auf 
die kurzzeitige Anpassungsfortbildung verwiesen. 
Ohne die notwendige qualitative und quantitative 
Änderung in der beruflichen Fortbüdung können 
Frauen den Anschluß an zukunftsträchtige, arbeits- 
platzsichemde Qualifikationen nicht finden. 

Zu 12. 

Die Zwei-Drittel-Gesellschaft ist Realität geworden. 
Auf der einen Seite das hohe Niveau, auch was die 
Arbeitssicherheit angeht - aber nur für das Stammper- 
sonal der Großindustrie. Arbeitsschutz ist in vielen 
Kleinbetrieben, erst recht aber für Leiharbeitnehmer 
und illegal Beschäftigte, ein Fremdwort. 


Leiharbeitnehmer werden zu Arbeitnehmern zweiter 
Klasse, Praktiken wie im Frühkapitalismus sind an der 
Tagesordnung. Löhne unter Tarif sind ebenso gang 
und gäbe wie befristete Arbeitsverhältnisse. 

Die Vorschriften des Arbeitnehmerüberlassungsgeset- 
zes werden durch Scheinwerkverträge oder andere 
Formen des Fremdfirmeneinsatzes umgangen und 
unterlaufen. Die illegale Leiharbeit hat besorgniserre- 
gende Ausmaße angenommen. Das Buch von Günter 
Wallraff „Ganz unten" hat viele Diskussionen ausge- 
löst, was die bundespolitischen Konsequenzen angeht, 
ist allerdings festzustellen: Fehlanzeige. 

Durch mobüe Einsatzgruppen haben einzelne Länder, 
insbesondere NRW, versucht, die Probleme, die durch 
illegale Leiharbeit wie durch illegale Beschäftigung 
überhaupt entstehen, abzuarbeiten. Ohne gesetzliche 
Änderung auf Bundesebene wird es aber keinen nach- 
haltigen Erfolg geben können. 

\ 

Zu 13. 

Die Bundesregierung ist aufgefordert, die von der 
Evangelischen Kirche Deutschlands vorgelegte Denk- 
schrift „Gezielte Hilfen für Langzeitarbeitslose" unver- 
züglich aufzugreifen und dem Deutschen Bundestag 
alsbald ein Konzept zur Bekämpfung der Langzeitar- 
beitslosigkeit zuzuleiten. Dabei sind insbesondere fol- 
gende Gesichtspunkte zu berücksichtigen: 

— Die bisherigen Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
reichen bei weitem nicht aus, das Problem der 
Langzeitarbeitslosigkeit wirksam zu bekämpfen. 
Zudem bieten die zeitlich eng befristeten Beschäfti- 
gungen weder für die betroffenen Arbeitnehmer 
weiterreichende berufliche Perspektiven noch kann 
dadurch eine kontinuierliche Erfüllung der Auf- 
gaben sichergestellt werden. 

— Deshalb ist es geboten, den Vorschlag der Evangeli- 
schen Kirche Deutschlands, kommunale Arbeitsbe- 
schaffungs- und Investitionsprojekte als ein neues 
Instrument zur Erschließung von Beschäftigungs- 
möglichkeiten für Langzeitarbeitslose umzusetzen. 
Aus öffentlichen Mitteln - insbesondere des Bun- 
des, denn der Bund ist für die Beschäftigungspolitik 
zuständig - sind vor allem in den Kommunen Pro- 
jekte zu fördern, die auch von Finnen der gewerb- 
lichen Wirtschaft durchgeführt werden und in die 
zusätzlich zur bestehenden Belegschaft Langzeit- 
arbeitslose gezielt integriert werden. Die Vergabe 
der Förderungsmittel und ihre Höhe ist an die 
zusätzliche Beschäftigung von Personen, die von 
Langzeitarbeitslosigkeit betroffen sind, zu binden. 

— Im Gegensatz zu dem herkömmlichen Instrument 
der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen soll es sich 
nicht um Sonderprojekte, sondern um normale 
Investitions- und Dienstleistungsaufgaben der 
Kommunen handeln. Dafür gibt es erheblichen 
Bedarf an bisher unerledigten Aufgaben im Bereich 
der personalen und sozialen Dienste, des Umwelt- 
schutzes, des Ausbaus öffentlicher Einrichtungen 
und der Sanierung von Wohnungen und Sied- 
lungen. 
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— Der zeitliche Förderungsrahmen für das jeweilige 
Projekt soll mindestens fünf Jahre betragen. 

— Bei der Projektförderung werden Kommunen mit 
einer überdurchschnittlich hohen Arbeitslosen- 
quote bevorzugt berücksichtigt, da sie auch beson- 
ders hohe Sozialhüfelasten tragen. 

Den Langzeitarbeitslosen, die die größte Last der 

Unterbeschäftigung tragen, muß durch gezielte Hüfen 


die Wiedereingliederung ins Erwerbsleben ermöglicht 
werden. In einer wohlhabenden und zugleich den Prin- 
zipien der Menschenwürde und Solidarität verpflich- 
teten Gesellschaft muß es die Aufgabe der politisch 
Verantwortlichen sein, den von Arbeitslosigkeit län- 
gerfristig Betroffenen die Möglichkeit einer gesell- 
schaftlich sinnvollen und anerkannten Beschäftigung 
zu geben Und die dafür geeigneten Projekte in einer 
großen Gemeinschaftsanstrengung zu entwickeln. 


19 




Druck: Thenee Druck KG, 5300 Bonn, Telefon 23 19 67 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 13 63, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 


